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SITZUNG DES BAUAUSSCHUSSES
DER STADT TOGING A. INN AM 07.12.2022

Alle 10 Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemalf eingeladen.
Beschluss Nr.:1 - Der Tagesordnungspunkt war 6ffentlich.
Abstimmungsergebnis: Ja9 Nein 1 Anwesend waren: 10

11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 fiir das Gebiet WeichselstraRe - Bundesbahn -
Wolfgang-Leeb-Stral3e

Abwagung der Stellungnahmen und AuRerungen aus den Beteiligungen sowie Sat-
zungsbeschluss (Vorberatung)

Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 25. Mai 2022 den Entwurf der 11. Anderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 fur das Gebiet Weichselstrale — Bundesbahn — Wolfgang-Leeb-Stral3e mit
Begriindung jeweils in der Fassung vom 25. Marz 2022 gebilligt und die Beteiligung der Offent-
lichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
nach § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Die Offentlichkeit konnte sich Uber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen
Auswirkungen der Planung in der Zeit vom Montag, den 29. August 2022 bis zum Dienstag, den
20. September 2022 unterrichten und sich auf3ern. Hierauf wurde mit 6ffentlicher Bekanntma-
chung am 25. August 2022 sowie im Internet hingewiesen.

Die Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom Mittwoch, den 21.
September 2022 bis zum Montag, den 24. Oktober 2022 statt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begriindung in der Fassung von jeweils dem 25.
Marz 2022, lagen im Rathaus der Stadt Toéging a.lnn 6ffentlich aus. Die Unterlagen waren auch
im Internet veréffentlicht.

Den Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurde mit E-Mail vom 24. August
2022 bis zum Montag, den 24. Oktober 2022 Zeit gegeben, eine Stellungnahme abzugeben (§
4 Abs. 2 BauGB).

Die Verwaltung hat nachfolgende Abwagung erstellt:

1. Reqgierung von Oberbayern, Stellungnahme vom 13.09.2022

Keine Einwendungen.

Hinweise:

Planung

Das bereits zum Grofteil bebaute Plangebiet liegt im zentralen Ortsbereich der Stadt, stdlich
der OderfeldstraBe und ist im rechtsgiiltigen Flachennutzungsplan als Wohnbauflache darge-
stellt. Fir die Grundstlicke mit den Fl.-Nrn. 798, 807/27, 798/14 und 796/42 (Teilflache) der
Gemarkung Téging a.Inn sollen u.a. die Festsetzungen zum Malf3 der baulichen Nutzung geén-
dert werden, um im Rahmen einer Nachverdichtung eine wohnbauliche Entwicklung zu ermdgli-
chen. Auf der ca. 1,3 ha groRen Grundstiicksflache sollen drei Wohnblécke und im sudlichen
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Bereich Reihenh&user, mit insgesamt bis zu 82 Wohneinheiten errichtet werden. Laut Angaben
der Stadt wird das Baugrundstiick derzeit noch intensiv landwirtschaftlich genutzt.

Bewertung

Die vorliegende Planung tragt durch die vorgesehene innerdrtliche Nachverdichtung dem Vor-
rang der Innenentwicklung im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 3.2 (Z) Rechnung.

In Folge der geplanten Mischung aus Geschosswohnungs- und Reihenhausbebauung leistet
die Planung zudem einen Beitrag zu einer flachensparenden Siedlungsentwicklung gemafi LEP
3.1 (G).

Die Stadt stellt dar, dass sie auf Grund der guten verkehrlichen Anbindung an die BAB A 94 und
der gewerblichen Entwicklung von einem starkeren Wachstum ausgeht, als vom Bayerischen
Landesamt fiir Statistik (LfStat) angenommen. In Kombination mit der Nahe zu den gemeinsa-
men Oberzentren Mihldorf a.lnn/Waldkraiburg und Altotting/Neuétting/Burghausen sowie dem
bayerischen Chemiedreieck erscheint eine positive Abweichung von der Prognose des LfStat
auch aus hiesiger Sicht plausibel. Mit der vorliegenden Planung wird dieser Bedarf vollstandig
gedeckt.

Ergebnis

Der Planung entgegenstehende Erfordernisse der Raumordnung sind nicht ersichtlich. Wir wei-
sen jedoch darauf hin, dass fur weitere Entwicklungen in peripherer Lage derzeit kein zuséatzli-
cher Bedarf erkennbar ist.

2. Landratsamt Altotting (LRA AD)

2.1 Sachgebiet 51 — Bauleitplanung, Stellungnahme vom 02.09.2022

Keine Einwendungen.
Hinweise:
1) Festsetzung ,Doppelhaus” bzw. ,DH":

Der Begriff Doppelhaus wird in der BauNVO nicht definiert, sondern vorausgesetzt. Das
BVerwG hat den Begriff des Doppelhauses in einer Grundsatzentscheidung geklart.

Ein Doppelhaus ist danach eine bauliche Anlage, die dadurch entsteht, dass zwei Gebaude auf
benachbarten Grundstiicken durch Aneinanderbauen an der gemeinsamen Grundstlicksgrenze
zu einer Einheit zusammengefligt werden. Befindet sich das ,Doppelhaus® auf einem ungeteil-
ten Grundstlick handelt es sich also planungsrechtlich nicht um ein Doppel-, sondern um ein
Einzelhaus. Das Erfordernis der baulichen Einheit ist nur erfullt, wenn die beiden Geb&ude in
wechselseitig vertraglicher und abgestimmter Weise aneinandergebaut werden. Insoweit ist die
planerische Festsetzung von Doppelhdusern in der offenen Bauweise auch nachbarschiitzend.
Kein Doppelhaus entsteht hingegen, wenn ein Gebaude gegen das andere so stark versetzt
wird, dass es den Rahmen einer wechselseitigen Grenzbebauung Uberschreitet, den Eindruck
eines einseitigen Grenzanbaus vermittelt und dadurch einen neuen Bodennutzungskonflikt aus-
|6st. (Zitat aus Busse/Kraus/Dirnberger BayBO Art. 2 Rn. 262, 263)
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Da die Festsetzung ,Doppelhaus® unter Ziffer 3.3 gemacht wird, ist zu prifen, ob diese Festset-
zung so notwendig bzw. gewiinscht ist.

Beschlussvorschlag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung ist so gewtinscht. Die vorgeschla-
gene Grundsticksteilung ist bereits im Bebauungsplanentwurf als Hinweis durch Planzeichen
eingetragen.

2) Festsetzung zu Wohneinheiten:

Die getroffene Festsetzung von max. 82 Wohneinheiten in (allen) Geb&uden im Geltungsbe-
reich des gesamten Bebauungsplanes ist rechtlich unzuléssig, da sie sich auf mehrere Geb&u-
de bezieht.

Die hochstzulassige Anzahl von Wohneinheiten sind gemaf? 8 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB fir jedes
einzelne Wohngebé&ude festzusetzen.

Beschlussvorschlag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis gewonnen.

Der Wortlaut von § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB* ist: ,die héchstzuldssige Zahl der Wohnungen in
Wohngebéuden*, Geméall dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 08.10.1998 (BVerwG
4 C 1.97, 2.2.1) spricht die Vorschrift des 8 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB nicht davon, dass die hochst-
zuladssige Zahl der Wohnungen "je" Wohngebaude festgesetzt werden kann. Der Wortlaut
schlief3t lediglich aus, dass die hochstzulassige Zahl der Wohnungen in anderen Gebauden als
Wohngebauden festgesetzt werden kann. Gemal3 dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
vom 08.10.1998 (BVerwG 4 C 1.97, 2.2.1) verlangt der Wortlaut des § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB
nicht, dass die Zahl der Wohnungen in jedem einzelnen Gebaude aufgrund der Festsetzung
bestimmt sein muss, wenn ein Bauwilliger auf einem - ausreichend grof3en - Grundsttick mehre-
re Wohngeb&aude errichten will. Dem Hinweis muss daher nicht gefolgt werden.

Im Hinblick auf eine spatere Realisierung der Bebauung durch unterschiedliche Bauherrn er-
scheint aber eine Zuordnung der festgesetzten 82 Wohneinheiten auf die Wohngebaude in den
einzelnen Nutzungsbereichen sinnvoll und wird daher wie folgt festgesetzt:

- Nutzungsbereich I: max. 29 Wohneinheiten,

- Nutzungsbereich II: jeweils max. 24 Wohneinheiten,

- Nutzungsbereich Ill: max. 1 Wohneinheit je Reihenhauselement bzw. je Doppelhaushalf-
te.

Die Gesamtzahl der Wohneinheiten (82) bleibt gleich gegenuber dem Auslegungsentwurf
gleich. Bei der Anderung handelt es sich also um eine Prazisierung, die zudem auf eine explizi-
te Stellungnahme einer Behorde erfolgt. Es handelt sich daher geméafd Abstimmung mit dem
Landratsamt nur um eine redaktionelle Anderung, so dass auf eine erneute Auslegung verzich-
tet werden kann.

2.2 Sachgebiet 52 — Tiefbau, Stellungnahme vom 01.09.2022

Keine AuRerung.
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2.3 Bodenschutz, Stellungnahme vom 15.09.2022

Keine AuRerung.

2.4 Untere Immissionsschutzbehotrde, Stellungnahme vom 06.09.2022

Sachverhalt:

Die Stadt Toging a. Inn hat am 07.10.2020 die 11. Anderung des Bebauungsplans Nr. 1 ,Fir
das Gebiet an der Weichselstral3e — Bundesbahn — Wolfgang-Leeb-Stralle“ beschlossen.
Beurteilung:

Entsprechend dem Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1 (Schallschutz im Stadtebau; Mai 1987) soll-
ten folgende schalltechnischen Orientierungswerte angesetzt werden:

Allgemeine Wohngebiete (WA), Kleinsiedlungsgebiete (WS), Ferienhausgebiete:

Tags: 55 dB; nachts: 45 dB bzw. 40 dB

Bei zwei angegebenen Nachwerten soll der niedrigere fiir Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlarm
sowie Gerausche von vergleichbaren 6ffentlichen Betrieben gelten.

Die Orientierungswerte sollen bereits auf den Rand der Bauflachen oder tberbaubaren Grund-
stucksflachen in den jeweiligen Baugebieten oder der Flachen sonstiger Nutzung bezogen wer-
den.

Anmerkung: Bei Beurteilungspegeln tber 45 dB(A) ist selbst bei nur teilweise gedffnetem Fens-
ter ungestorter Schlaf haufig nicht mehr moglich.

Sudlich von Plangebiet befindet sich in ca. 140 m Entfernung die Bahnlinie 5600 (Muhldorf —
Simbach). Einer Uberschlagigen Berechnung nach kann der Orientierungswert der DIN 18005
zur Tagzeit von 55 dB(A) eingehalten werden. Zur Nachtzeit ist eine Uberschreitung des Orien-
tierungswertes von 45 dB(A) nicht zwangslaufig ausgeschlossen. Suddstlich in ca. 100 m ver-
lauft noch die KreisstraRe AO 1. In Summe kénnen beide Verkehrswege zur Nachtzeit (22.00 —
06.00 Uhr) die Orientierungswerte Uberschreiten. Die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV
(tags: 59 dB(A) und nachts: 49 dB(A)) kdnnen demnach knapp eingehalten werden.

Es ist sicherzustellen, dass durch die Tiefgarageneinfahrt keine schadlichen Umwelteinwirkun-
gen an den nachstgelegenen Immissionsorten, insbesondere der Flursticknummer 796/4 und
790 der Gemarkung Tdoging a. Inn auftreten. Dabei sind die oben genannten Orientierungswerte
mafgeblich. Daher ist diese nach dem Stand der Larmminderungstechnik (schallabsorbierende
Auskleidung, larmarme Tore, larmarme Entwasserungsrinnen, etc.) zu errichten, zu betreiben
und zu warten. Bei der Schallschutzwand und dem Dach flur die Tiefgarageneinfahrt ist aus
schalltechnischer Sicht auf eine ausreichende Dimensionierung zu achten (Schalldammmale
und Wandhohe).

Die Larmemissionen durch die Stellplatze im Freibereich sind als wohngebietsiblicher Larm
einzustufen. Durch eine Abschirmung in Richtung der umliegenden Wohnbebauung kénnte die
Larmsituation verbessert werden.

Sudlich in ca. 45 m Entfernung befindet sich auf der Flursticknummer 807/28 die ,Kindertages-
statte Lowenzahn®. Laut telefonischer Auskunft der Stadt Toging a. Inn erstreckt sich die Be-
triebserlaubnis insgesamt tiber 90 Kinder (30 Kinderkrippe, 60 Kindergarten).

Gemal § 22 Abs. 1a BImSchG sind Gerauscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen,
Kinderspielplatzen und ahnlichen Einrichtungen wie beispielsweise Ballspielplatzen durch Kin-
der hervorgerufen werden, im Regelfall keine schadliche Umwelteinwirkung. Bei der Beurteilung
der Gerauscheinwirkungen dirfen Immissionsgrenz- und richtwerte nicht herangezogen wer-
den.

Durch das Holen und Bringen der Kinder mittels Kfz ist an der nachstgelegenen Baugrenze des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes keine Uberschreitung des Immissionsrichtwertes zur
Tagzeit zu erwarten. Auch bei einem etwaigen zusatzlichen Betrieb von haustechnischen Anla-
gen kann von einer Unterschreitung des Immissionsrichtwertes ausgegangen werden.

Die Spielplatze im Geltungsbereich des Bebauungsplanes fallen ebenfalls unter die Regelung
des § 22 Abs. 1a BImSchG.

Hinweis:

Seite 6



1) GemalR dem Infoblatt ,Larmschutz bei Luft-Warmepumpen — Fiir eine ruhige Nachbar-
schaft® (Stand: September 2018) des Bayerischen Landesamtes fur Umwelt (LfU) wer-
den fur Luftwarmepumpen Mindestabstande zur benachbarten, schutzbedirftigen Be-
bauung in Abhangigkeit des Schallleistungspegels der Warmepumpe empfohlen. Daher
sollte nachfolgender Hinweis in den Bebauungsplan mitaufgenommen werden:

Bei der Errichtung von Luftwdrmepumpen sind folgende Mindestabstande zur benachbarten

schutzbediirftigen Bebauung erforderlich.

Schallleistungspegel | Mindestabstand zwischen Warmepumpe und bestehender bzw. baurechtlich
der zulassiger schutzbedurftiger Bebauung in Meter in einem

Warmepumpe LWA | Reinen Allgemeinen Misch-Dorfgebiet, | Gewerbegebiet
in dB(A) Wohngebiet Wohngebiet Urbanes Gebiet

45 7 4 2 1

50 13 7 4 2

55 23 13 7 4

60 32 23 13 7

65 49 32 23 13

70 80 49 32 23

75 133 80 49 32

Der Schallleistungspegel bezieht sich auf die gesamte Warmepumpe (Kompressor und Ventila-
tor). Warmepumpen mit hoheren Schallleistungspegeln sind nicht zul&ssig.

Die Schallleistungspegel von Warmepumpen sind beim jeweiligen Hersteller zu erfragen.

Die Einhaltung ist im Bauantrag gegeniuber der Gemeinde nachzuweisen. Die Nichteinhaltung
kann zu zivilgerichtlichen Nachbarklagen fuhren.

Rechtsgrundlagen:

BImSchG; DIN 18005; TA Larm; 16. BImSchV; DIN 4109; Parkplatzlarmstudie 6. Uberarbeitete
Auflage

Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Ein Hinweis zur baulichen Gestaltung der Tiefgarageneinfahrt nach dem Stand der LA&rmminde-
rungstechnik wird gemafr der Stellungnahme der Immissionsschutzbehérde in den Bebauungs-
plan aufgenommen.

Ein Hinweis bezulglich des Larmschutzes bei Luftwarmepumpen (Verweis auf das Infoblatt des

LfU) wird in den Bebauungsplan aufgenommen.

2.5 Sachgebiet 52 - Hochbau, Stellungnahme vom 30.9.2022

Keine Einwendungen.

Hinweise:

Die geplante Bebauung setzt in den Nutzungsbereichen I+l Wandhdhen bis 9,50 m (3-
geschossig) fest. Um den stadtebaulichen Bruch der geplanten Bebauung mit der vorherr-
schenden 2-geschossigen Bauweise zu mindern, wird empfohlen auf einer Hohe von ca. 7 m
einen deutlichen, umlaufenden Ricksprung in den Fassaden vorzugeben. Dieser sollte am bes-
ten mit einem Materialwechsel der Fassadenoberflache einhergehen, um eine stadtebaulich
wirksame Zasur der Baukdrperhdhen zu setzen.

Beschlussvorschlag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Um die Ubergange zur unterschiedlich ausgepragten Nachbarbebauung stadtebaulichen an-
gemessen zu bertcksichtigen, hat die Stadt bereits im Bebauungsplanentwurf drei unterschied-
lich bebaubare Nutzungsbereiche vorgegeben (vgl. Begriindung).
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Fur den Nutzungsbereich | sieht die Stadt keinen stadtebaulichen Bruch, da die gegenuberlie-
gende Seite der OderfeldstraRe bereits von dreigeschossige Wohnanlagen-Bebauung ver-
gleichbarer Hohe gepragt ist (vgl. Begriindung).

Fur den Nutzungsbereich Il sind zur Nachbarbebauung hin bereits schméalere Gebaude mit ei-
nen deutlich zuriickgesetzten 2. Obergeschoss fiir einen optischen Ubergang zur niedrigeren
Nachbarbebauung festgesetzt (vgl. Begriindung).

2.6 Sachgebiet 53 - Landschaftspflege, Grinordnung und Gartenbau,
Stellungnahme vom 24.08.2022

Es wird dazu geraten, folgende Anpassungen bzw. Erganzungen fir Festsetzungen vorzuneh-
men:

- 6.2 Deckungsmaterial: Flachdachflachen sind stets zu mit einer extensiven Dachbegriinung zu
versehen.

- 6.5 Fassadengestaltung: Fassadenbegriinung ist zulassig.

- 8. Einfriedung: Einfriedungen sind grundsatzlich offen zu gestalten und mit heimischen und
freiwachsenden Gehdlzen zu hinterpflanzen.

Um die Qualitat der Spielflachen zu garantieren, sollten Aussagen zur Ausstattung getroffen
werden. Wird das Potential der maximal zulassigen Wohneinheiten zudem ausgeschopft, mis-
sen die Bereiche auch eine Mindestgrol3e aufweisen, um den Belangen von Kindern und Er-
wachsenen gerecht zu werden.

Weiter wird dringend empfohlen, Baumpflanzungen auch auf der Tiefgarage als zuldssig zu
erklaren. Die Flachen Uber der Tiefgarage und zwischen den Gebauden betragt zum Teil mehr
als 1000 m2. Ohne die Hilfe von Baumen, entstehen ,leere“ Raume, welche trist wirken und
kaum Aufenthaltsqualitat besitzen. Mit Hilfe von Baumpflanzungen wird zudem eine Verschat-
tung garantiert, das Mikroklima verbessert und die Wasseraufnahme bei Regenereignissen ge-
wahrleistet.

Dazu sollte folgende Festsetzung erganzt werden:

- Baumstandorte sind DIN gerecht herzustellen. Der Wurzelbereich auf befestigten Flachen
(insbesondere Tiefgaragen) ist nach der Technischen Vorschrift VegTraMu, Sieblinie B,
mit mindestens 12m?3 durchwurzelbaren Substrat pro Baum zu bewerkstelligen. Zur Her-
stellung der erforderlichen Substratkubatur sind gegebenenfalls Hochbeete auf den Tief-
garagendecken anzulegen. Die erforderlichen statischen Bedingungen sind herzustellen.

Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplanentwurf sind bereits umfang-
reiche Pflanzbindungen zur Eingriinung und Durchgriinung festgesetzt, welche als ausreichend
angesehen werden. Eine Begrinung von Flachdachern wird im Bebauungsplan bereits zuge-
lassen, zur Beriicksichtigung des Klimawandels wird aber auch die Nutzung von Sonnenenergie
ermdoglicht. Die auf den unterbauten Freiflachen festgesetzten Strauchpflanzungen tragen eben-
falls zur Verbesserung von Aufenthaltsqualitat, Kleinklima und Wasserhaushalt bei und werden
daher als ausreichend angesehen. Weitere Bepflanzungen und Gestaltungen sollen dem Bau-
herrn Giberlassen bleiben.
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2.7 Landratsamt Altotting, Untere Naturschutzbehdrde, Stellungnahme
vom 13.09.2022

Keine Einwéande
Keine Hinweise

2.8 Kreisbrandrat, Stellungnahme vom 14.10.2022

Keine Einwendungen

Keine Hinweise:

Soweit ich das beurteilen kann, sind alle rechtlichen und gesetzesmaliigen Vorgaben eingehal-
ten.

Als Zufahrtsstral3e fur die Feuerwehr zur Autobahn ist die Situation bisher nicht kritisch! Zudem
missen auch andere Schwerfahrzeuge die StralRe befahren kdnnen, d. H., die StraRe muss im
eigenen Interesse schon so frei bleiben, dass auch ein méglicher Mobeltransporter durchfahren
kann.

3. Regionaler Planungsverband Sidostbayern, Stellungnahme vom 19.09.2022

Keine Einwendungen

Hinweise:

Die Belange der Regionalplanung sind in der Stellungnahme der héheren Landesplanungsbe-
horde (Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 24.1) bericksichtigt. Weitere wesentliche Er-
kenntnisse zur 0.g. Planung liegen nicht vor. Deshalb ist eine zusatzliche Stellungnahme aus
Sicht des Regionalen Planungsverbandes nicht erforderlich.

4. Wasserwirtschaftsamt Traunstein, Stellungnahme vom 20.10.2022

Keine Einwendungen

Hinweise:

4.1 Grundwasser/ Wasserversorgung
4.1.1 Grundwasser
Im Planungsbereich liegen uns keine detaillierten Erkenntnisse Uber Grundwasserstande
vor. Diese sind bei Bedarf in eigener Zustandigkeit zu ermitteln.
Hinweis: Sollte in das Grundwasser eingegriffen werden, so sind im Vorfeld die entspre-
chenden wasserrechtlichen Genehmigungen einzuholen.
4.1.2 Wasserversorgung
Die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser ist durch den Anschluss an die 6ffentliche
Wasserversorgung sicherzustellen.
Die ausreichende Eignung und der Umgriff des Wasserschutzgebietes sowie die ausrei-
chende Leistungsfahigkeit der 6rtlichen Versorgungsleitungen sind vom Versorgungstra-
ger in eigener Zustandigkeit zu tUberprifen.
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4.2 Oberflachengewasser/ Uberschwemmungssituation
3.2.1 Starkniederschlage
Starkniederschlage kénnen flachendeckend Uberall auftreten. Voraussichtlich werden
solche Niederschlage aufgrund der Klimadnderung an H&aufigkeit und Intensitat weiter
zunehmen.
Auch im Planungsgebiet kdnnen bei sogenannten Sturzfluten flachenhafter Abfluss von
Wasser und Schlamm sowie Erosionserscheinungen auftreten. Dabei ist auch das von
aufRen dem Planungsgebiet zuflieRende Wasser zu beachten.
Wir empfehlen dringend, diese Gefahr im eigenen Interesse bei der Bauleitplanung zu
bericksichtigen und in eigener Zustandigkeit Vorkehrungen zur Schadensreduzierung
zu treffen und SchutzmalRnahmen beziglich Personenschaden vorzunehmen.
Je nach Gr6Re und Lage der neuen Baukdrper bzw. Baumaf3nahmen kann der Abfluss
des flachenhaft abflieRenden Oberflichenwassers und Schlamms gegebenenfalls so
verandert werden, dass dies zu nachteiligen Auswirkungen auf Ober- bzw. Unterlieger
fuhrt. Wir verweisen daher auf § 37 WHG.
4.2.2 Oberflachengewasser

Oberirdische Gewasser werden durch das Vorhaben nicht beriihrt.

4.3 Abwasserentsorgung
Das Abwasser ist im Trennsystem zu erfassen (8 55 Abs. 2 WHG). Schmutzwasser ist
Uber die zentrale Kanalisation zu entsorgen.
4.3.1 Schmutzwasser
Die ausreichende Leistungsfahigkeit der Kanalisation, der Mischwasserbehandlungsan-
lagen, der Klaranlage sowie das Vorliegen der erforderlichen wasserrechtlichen Geneh-
migungen sind in eigener Zustandigkeit zu Uberprifen.
4.3.2 Niederschlagswasser
Unverschmutztes oder nur leicht verschmutztes Niederschlagswasser sollte méglichst
immer vor Ort versickert werden, um Klaranlagen, Kanalnetze und Vorfluter zu entlasten.
Dazu ist die Eignung des Untergrundes zur Versickerung nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik durch die Gemeinde zu prifen. Im Bereich von Altlastenver-
dachtsflachen, Altstandorten, Altlasten, Aufflllungen mit belastetem Material darf keine
Versickerung von Niederschlagswasser vorgenommen werden.
Soweit eine ordnungsgemale dezentrale Versickerung verwirklicht werden kann, emp-
fehlen wir folgende Punkte als Hinweise bzw. Festsetzungen in die Satzung mit aufzu-
nehmen:

¢ Niederschlagswasser ist auf den jeweiligen Grundstlicken zu versickern. Dabei ist
eine breitflachige Versickerung tber eine belebte Oberbodenschicht anzustreben. Ist
eine breitflachige Versickerung nicht mdglich, so ist eine linienférmige Versickerung
z.B. mittels Mulden-Rigolen oder Rigolen zu realisieren.
Es ist eigenverantwortlich zu prifen, inwieweit bei der Beseitigung von Nieder-
schlagswasser eine erlaubnisfreie Versickerung vorliegt. Sofern die Voraussetzun-
gen zur Anwendung der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV)
und der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) nicht gegeben sind, so ist bei der
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Kreisverwaltungsbehdrde eine wasserrechtliche Gestattung mit entsprechenden Un-
terlagen zu beantragen.

e Um der Versiegelung des Bodens entgegenzuwirken, wird empfohlen, befestigte
Flachen mdglichst durchlassig z. B. mit Schotterrasen, Rasengittersteinen o. & aus-
zufuhren.

e Flachdacher sind zu begriinen.

e Es wird empfohlen Tiefgaragen und zugehdrige Abfahrten in die Kanalisation zu
entwassern. Sofern durchlassige Flachenbelage in Tiefgaragen Verwendung finden,
sind hinsichtlich der Versickerung grundsétzlich die gleichen Anforderungen zu stel-
len wie bei oberirdischen Anlagen. Hierbei ist vor allem der erforderliche Mindestab-
stand zum mittleren hochsten Grundwasserstand zu beachten.

Die genannten Vorgaben gelten entsprechend auch fir die Entwasserung von 6&ffentli-
chen Flachen (Erschlielungsstral3en u. &.).

4.3.3 Regenwassernutzung

Auf die Moglichkeit der Regenwassernutzung z.B. zur Gartenbewasserung und WC-
Spilung wird hingewiesen. Die Errichtung einer Eigengewinnungsanlage ist nach
ABVWasserV dem Wasserversorgungsunternehmen zu melden. Es ist unter anderem
sicherzustellen, dass keine Rickwirkungen auf das private und oOffentliche Trinkwasser-
versorgungsnetz entstehen.

4.3.4 Berucksichtigung des Klimawandels

Anlagen zum Umgang mit Abwasser kdnnen Starkregen nur bis zu der in der Bemes-
sung berucksichtigten Jahrlichkeit abfiihren. Die Uberpriifung der Kanalisation und Er-
mittlung etwaiger Schwachstellen durch die Kommune wird angeraten.

4.4 Altlastenverdachtsflachen
In der Bauleitplanung sollen erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastete Boden
sowohl im Flachennutzungs- als auch im Bebauungsplan gekennzeichnet werden (8§ 5
Abs. 3 Nr. 3, 89 Abs. 5 Nr. 3 BauGB).
Der aktuelle Informationsstand zu potentiellen punktuellen Bodenverunreinigungen z.B.
durch Altlastenverdachtsflachen, Altstandorten, Altlasten etc. kann beim Landratsamt
Altétting eingeholt werden.
Befinden sich auf dem Plangebiet Altlastenverdachtsflachen, Altstandorte, Altlasten etc.,
so sind die zur Beurteilung der Gefahrdungspfade Boden-Mensch, Boden-Pflanze und
Boden-Wasser erforderlichen Untersuchungsschritte im Rahmen der Bauleitplanung
durchzufiihren. Mit den Untersuchungen sind Sachverstandige und Untersuchungsstel-
len mit einer Zulassung nach der Verordnung Uber Sachverstandige und Untersu-
chungsstellen fiir den Bodenschutz und die Altlastenbehandlung in Bayern zu beauftra-
gen.
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Sollten wahrend der BaumalRnahmen Bodenauffalligkeiten angetroffen werden, die auf
eine Altlast 0.a. hinweisen, ist das Landratsamt Alttting zu verstandigen.

5. Amt fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Toging a.lnn, Stellungnahme
vom 25.08.2022

Keine Einwéande
Keine Hinweise

6. Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege, Stellungnahme vom 29.09.2022

Keine Einwendungen
Hinweise:
Bodendenkmalpflegerische Belange:

In mittelbarer Nahe zu oben genanntem Planungsgebiet befindet sich das Bodendenkmal
D-1-7741-0018 ,Korpergraber des fruhen Mittelalters®.

Zudem ist im Geltungsbereich des Bebauungsplans der Verlauf der Romerstrale D-1-7740-
0025 ,Stral’e der romischen Kaiserzeit (Teilstiick der Trasse Augsburg-Wels)“ zu vermuten.

Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmaler zu vermuten sind,
bedlurfen geman Art. 7 Abs. 1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Er-
laubnis.

Ein Hinweis auf die Meldepflicht nach Art. 8 BayDSchG ist im vorliegenden Fall nicht ausrei-
chend und sollte gestrichen werden.

Wir bitten Sie deshalb, folgenden Text in die textlichen Hinweise auf dem Lageplan und ggf. in
den Umweltbericht zu Gbernehmen:

Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Flstnr. 781/14,
807/27, 798, 798/14 ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG not-
wendig, die in einem eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmal-
schutzbehoérde zu beantragen ist.

Das Bayerische Landesamt fur Denkmalpflege wird in diesem Verfahren gegebenenfalls die
fachlichen Anforderungen formulieren.

Im Falle der Denkmalvermutung wird im Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach
Art. 7 Abs. 1 BayDSchG die archaologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. die qualifizierte
Beobachtung des Oberbodenabtrags bei privaten Vorhabentragern, die die Voraussetzungen
des § 13 BGB (Verbrauchereigenschaft) erfillen, sowie Kommunen soweit mdglich durch Per-
sonal des Bayerischen Landesamts fur Denkmalpflege begleitet; in den Ubrigen Fallen beauf-
tragt das Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege auf eigene Kosten eine private Grabungs-
firma. In Abstimmung kann auch eine fachlich besetzte Untere Denkmalschutzbehorde (Kreis-
und Stadtarchaologie) tatig werden. Informationen hierzu finden Sie unter:
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmalpflege-
themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege 2016.pdf

Wir weisen darauf hin, dass die erforderlichen MaRnahmen abhangig von Art und Umfang der
erhaltenen Bodendenkmaler einen groReren Umfang annehmen kdnnen und rechtzeitig geplant
werden mussen. Sollte die archdologische Ausgrabung als Ersatz fur die Erhaltung eines Bo-
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dendenkmals notwendig sein, sind hierbei auch Vor- und Nachbereitung der Ausgrabung zu
beriicksichtigen (u.a. Durchfiihrungskonzept, Konservierung und Verbleib der Funde). Bei der
Verwirklichung von Bebauungsplanen soll grundséatzlich vor der Parzellierung die gesamte Pla-
nungsflache archaologisch qualifiziert untersucht werden, um die Kosten fir den einzelnen
Bauwerber zu reduzieren (vgl. BayVGH, Urteil v. 4. Juni 2003, Az.: 26 B 00.3684, EzD 2.3.5 Nr.
3 / Denkmalpflege Informationen des BLfD 2004/l (B 127), 68 ff. [mit Anm. W. K. Goéhner];
BayVG Miinchen, Urteil v. 14. September 2000, Az.: M 29 K 00838, EzD 2.3.5 Nr. 2).
Als Alternative zur archéologischen Ausgrabung kann in bestimmten Fallen eine Konservatori-
sche Uberdeckung der Bodendenkmaler in Betracht gezogen werden. Eine Konservatorische
Uberdeckung ist oberhalb des Befundhorizontes und nur nach Abstimmung mit dem BLfD zu
realisieren (z.B. auf Humus oder kolluvialer Uberdeckung). Vgl. zur Anwendung, Ausfiihrung
und Dokumentation einer Konservatorischen Uberdeckung
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konservatorische_ueb
erdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf. Das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege berat in
Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehérde bei der Prifung alternativer Planungen
unter denkmalfachlichen Gesichtspunkten.
Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der Bodendenkmal-
pflege entnehmen Sie auch bitte der Broschire ,Bodendenkmaler in Bayern. Hinweise fur die
kommunale Bauleitplanung®
(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale
bauleitplanung/2018 broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf)
Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauffassung des
Bayerischen Staatsministeriums fur Wissenschaft, Forschung und Kunst und des Bayerischen
Landesamts fuir Denkmalpflege zur Uberplanung von (Boden-) Denkmélern entnehmen Sie bitte
dem Vollzugsschreiben des StMBW vom 09.03.2016
(https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzugsschreiben _bo
dendenkmal 09 03 2016.pdf) sowie unserer Homepage
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche grundlagen
Uberplanung_bodendenkmaéler.pdf
(Rechtliche Grundlagen bei der Uberplanung von Bodendenkmalern).
In Umsetzung der Rechtsprechung des Bayerischen Verfassungsgerichtshof (Entscheidung
vom 22. Juli 2008, Az.: Vf. 11-VII-07, juris / NVwZ 2008, 1234-1236 [bestatigt durch die nach-
gehenden Beschlisse des Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 2008,
Az.: 1 BVvR 2296/08 & 1 BvR 2351/08, n. v.]) wird dringend angeregt, aus stadtebaulichen
Grlinden geeignete Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB (z. B. nach Nummern 2, 9, 10, 11,
15, 20 [Bodendenkmal als ,Archiv des Bodens*]) vorzunehmen.
Die Untere Denkmalschutzbehérde erhalt dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um Kennt-
nisnahme. Fur allgemeine Rickfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung
stehen wir selbstverstandlich gerne zur Verfigung. Fragen, die konkrete Belange der Bau- und
Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den fiir Sie
zustandigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

Seite 13


https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzugsschreiben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzugsschreiben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf

ist bereits bisher die Errichtung von Wohnbebauung ohne denkmalrechtliche Auflagen fiir den
Bauherrn zulassig, und eine Nutzungsanderung erfolgt durch die 11. Anderung nicht.

Im Anderungsbereich ist kein Bodendenkmal ausgewiesen, das nachstliegend bekannte, klein-
flachige Bodendenkmal liegt bereits ca. 350 m vom Anderungsbereich entfernt, die vermutete
RomerstralRe wirde bei Verlangerung ihres bereits bekannten, geradlinigen Verlaufs deutlich
sudlich des Anderungsbereichs vorbeifiihren (siehe Denkmalsdaten im BayernAtlas). Eine
Denkmalsvermutung fiir den Anderungsbereich drangt sich damit nicht auf.

Vorsorglich wird der schon im Anderungsentwurf eingefiigte Hinweis wie folgt geéndert: ,Fiir

Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtli-
che Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstandigen Erlaubnis-
verfahren bei der zusténdigen Unteren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist.”

7. Kreisstadt Altotting, Stellungnahme vom 29.08.2022

Keine AuRerung.

8. Gemeinde Polling, Stellungnahme vom 25.08.2022

Keine AuRerung.

9. VG Rohrbach, Stellungnahme vom 14.09.2022

Keine AuRerung.

10.Gemeinde Teising, Stellungnahme vom 06.10.2022

Keine AuRerung.

11. Infraserv, Stellungnahme vom 30.08.2022

Keine Einwendungen
Keine Hinweise
Nach Prufung der Unterlagen kdnnen wir lhnen mitteilen, dass Ihr Vorhaben und unsere Ethyl-

enpipeline keine Berihrungspunkte aufweisen. Der Verlauf unserer Ethylenpipeline ist ca.
1,2 km 6stlich lhrer geplanten BaumalZnahme.

MaRgeblich fiir unsere Auskunft ist der von Ihnen im Ubersichtsplan markierte Bereich und die
von lhnen Ubermittelten Plane.

Sollten aufRerhalb lhres angegebenen Bereichs Erdarbeiten nétig sein, z.B. fur Kanal-, oder
Kabelverlegung, bitten wir Sie, uns friihzeitig in die Planungen einzubeziehen.
Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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12.Strotdg GmbH, Stellungnahme vom 29.08.2022

Keine Einwendungen
Hinweise:
Gegebenenfalls muss eine Trafostation gesetzt werden.

13.Bayernwerk, Stellungnahme vom 09.09.2022

Keine Einwendungen

Hinweise:

gegen das Planungsvorhaben bestehen von unserer Seite keine Einwénde. Im Geltungsbereich
betreiben wir keine Anlagen.

14. VERBUND Innkraftwerke GmbH, Stellungnahme vom 31.08.2022

Keine Einwendungen
Hinweise:
Seitens unserer Gesellschaft bestehen gegen die 0. g. Anderung keine Bedenken.

15.Deutsche Telekom Technik GmbH, Stellungnahme vom 18.10.2022

Keine Einwendungen
Hinweise:
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentimerin und

Nutzungsberechtigte i. S. v. 8 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollméchtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen so-
wie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Die Telekom prift derzeit die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im Baugebiet.
Je nach Ausgang dieser Prifung wird die Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor die-
sem Hintergrund behalt sich die Telekom vor, bei Unwirtschaftlichkeit oder einem bereits beste-
henden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die
Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten.

Im Geltungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die durch die geplan-
ten Baumalinahmen moglicherweise beriihrt werden (siehe Bestandsplan in der Anlage - dieser
dient nur der Information und verliert nach 14 Tagen seine Glltigkeit). Wir bitten Sie, bei der
Planung und Bauausflihrung darauf zu achten, dass diese Linien nicht verandert werden mus-
sen bzw. beschadigt werden.
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Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Grinden eine unterirdische Versor-
gung des Neubaugebietes durch die Telekom nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinier-
ten ErschlieRung moglich ist. Wir beantragen daher Folgendes sicherzustellen:

+ dass fur den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im ErschlieBungsgebiet eine
ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der kinftigen Straen und Wege
maglich ist,

» dass eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionie-
rung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumal3-
nahmen flr StralRenbau und Leitungsbau durch den ErschlieBungstrager erfolgt.

* Wir bitten dem Vorhabentrager aufzuerlegen, dass dieser fur das Vorhaben einen Bau-
ablaufzeitenplan aufstellt und mit uns unter Berlicksichtigung der Belange der Telekom
abzustimmen hat, damit Bauvorbereitung, Kabelbestellung, Kabelverlegung, Ausschrei-
bung von Tiefbauleistungen usw. rechtzeitig eingeleitet werden kdnnen. Fir unsere
Baumafl3nahme wird eine Vorlaufzeit von 6 Monaten bendtigt.

* In allen StralRen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer
Leitungszone flr die Unterbringung der Telekommunikationslinien vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das ,Merkblatt Bdume, unterirdische Leitungen und
Kanale" der Forschungsgesellschaft fur StralRen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 - siehe
hier u. a. Abschnitt 6 - zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzun-
gen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert
werden.
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ATVh-Bez.: | Kein aktiver Auftrag AT | Koin aktiver Auftrag

TINL |Sad

PTI Rosenheim

ONB | MiihidorfiTéging

Bemerkung: AsB |9

...... R vsB  |8631A Sicht Lageplan

Name |A744850 MaBstab |1:1250

Datum | 18.10.2022 Blatt 1

Abbildung 1: Anlage zur Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH vom 19.10.2022

Beschlussvorschlag:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der Erschlie3Bung bertcksichtigt.

16.Vodafone GmbH, Stellungnahme vom 24.10.2022

Keine Einwendungen
Hinweise:

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren Lage
auf den beiliegenden Bestandsplanen dargestellt ist. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anla-
gen bei der Bauausfiihrung zu schitzen bzw. zu sichern sind, nicht Gberbaut und vorhandene
Uberdeckungen nicht verringert werden diirfen.

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung unserer Telekommunikationsanlagen erfor-
derlich werden, benétigen wir mindestens drei Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag an TDR-S-
Bayern.de@vodafone.com, um eine Planung und Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die
notwendigen Arbeiten durchfihren zu kénnen.

Seite 17



Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z.B. bei stéadtebaulichen Sanierungsmal-
nahmen) die durch den Ersatz oder die Verlegung unserer Telekommunikationsanlagen entste-
henden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu erstatten sind.

— > =AY,

Abbildung 2: Anlage zur Stellungnahme der Vodafone GmbH vom 24.10.2022

Beschlussvorschlag:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der Erschliel3ung bertcksichtigt.

17.Kommunale Energienetze Inn-Salzach, Stellungnahmen vom 07.09.2022 so-
wie vom 22.09.2022

Keine Einwénde
Keine Hinweise
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11. Anderung des Bebauungsplans Nr. 1 ,Fiir das Gebiet an der WeichselstraBe — Bun-
desbahn — Wolfgang-Leeb-StraBe* nach §13a BauGB
Offentlichkeitsbeteiligung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB

Abwagung der Stellungnahmen - Beschlussvorschlage

18. Blrgerinitiative ,,Gegenwind*

Einwande und Hinweise:

Nr. 1: Einfligegebot:

Die geplante Bebauung fiigt sich nicht in das Siedlungsgebiet ein und zerstort massiv dessen
Charakter. Ich beantrage eine aufgelockerte Bebauung im Rahmen einer Mischbauweise mit
Einfamilien-/Doppel-/Reihen- oder kleinen Mehrfamilienh&usern. Deren Hohe soll die Héhe der
umliegenden Hauser in der Kirschfeldstraf3e und Haberfeldstral3e nicht tberschreiten.
Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zuriickgewiesen.

Es handelt sich um einen Bebauungsplan, nicht um ein nach 8 34 BauGB zu bewertendes Bau-
vorhaben im Innenbereich. Nicht das ,Einfligegebot” des § 34 BauGB ist daher hier mal3geb-
lich, sondern der bauleitplanerische Gestaltungswille der Stadt Toging fur den Anderungsbe-
reich. Der Stadtrat hat sich stadtebaulich begriindet, nach ausfuhrlichen Beratungen, nach aus-
fuhrlichem Dialogen mit den Nachbarn und unter Berticksichtigung von berechtigten Anliegen
der Nachbarn fur die im Anderungsbereich gewéahlte Form der Bebauung mit Wohnanlagen
entschieden. Dabei wurden zur Berlcksichtigung der jeweils angrenzenden Bestandsbebauung
und zur besseren Einbindung in das Ortsbild drei unterschiedlich bebaubare Nutzungsbereiche
ausgewiesen (vgl. Begriindung 9.)

Die Nachbarbebauung siidlich der Oderfeldstral3e ist nicht als eigensténdiges ,Siedlungsgebiet
im Stadtgebiet mit Sonderstatus anzusehen. Als ,Siedlungsgebiet” ist nicht nur isoliert oder
mafstabsbildend die unmittelbar angrenzende Bebauung zu betrachten, sondern ein groRerer
Rahmen des Stadtviertels bzw. das gesamte Stadtgebiet. Sowohl im Bereich des Bebauungs-
plans Nr. 1 als auch im weiteren Umfeld bzw. im Stadtgebiet bestehen bereits viele vergleichbar
grol3e (drei- bis viergeschossige) Wohngebaude sowie Wohnanlagen-Komplexe mit vergleich-
barer Dichte an Wohneinheiten. So ist z.B. die dem Anderungsbereich unmittelbar gegeniiber-
liegende Bebauung an der OderfeldstraRe von dreigeschossigen Wohnanlagen gepragt (4. An-
derung des Bebauungsplans Nr. 1). An der nah gelegenen Wolfgang-Leeb-StralRe sind Wohn-
anlagen mit 13,75 m Wandhohe, Flachdachern und Tiefgaragen ausgewiesen (12. Anderung
des Bebauungsplans Nr. 1).

Nachbarn haben aufgrund des Gebots der Ricksichtnahme nicht Anspruch darauf, dass ein
innerértliches Grundstick dauerhaft von einer hoheren Bebauung freigehalten wird (VGH Min-
chen 28.10.2019). Das Gebot der Rucksichtnahme dient nicht etwa einseitig den Interessen des
Nachbarn, sondern soll einen angemessenen Interessenausgleich zwischen Bauherrn und
Nachbarn gewahrleisten (BVerwG 25.02.1977, VGH Minchen 04.03.2020).

“

Nr. 2: Verhinderung des Préazedenzfalls:

Durch die Schaffung eines Prazedenzfalls besteht die Gefahr, dass in Toging zukunftig jeder
Investor Bauvorhaben dieses oder &hnlichen AusmalR3es verwirklichen kann. Es gilt zu verhin-
dern, dass alte Siedlungshauser durch nicht vertretbar groRe Mehrfamilienhduser ersetzt wer-
den. Ich beantrage die geplante Bebauung abzulehnen, um die Schaffung eines Prazedenzfal-
les zu verhindern.
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Beschlussvorschlag:

Von einem Prazedenzfall kann bei der 11. Anderung nicht die Rede sein. Im Stadtgebiet beste-
hen bereits viele vergleichbar gro3e (drei- bis viergeschossige) Wohngebaude sowie Wohnan-
lagen-Komplexe mit vergleichbarer Dichte an Wohneinheiten. So ist z.B. die Bebauung an der
OderfeldstraRe von dreigeschossigen Wohnanlagen gepragt (4. Anderung des Bebauungsplans
Nr. 1). An der nah gelegenen Wolfgang-Leeb-Stral’e sind Wohnanlagen mit 13,75 m Wandho-
he, Flachdachern und Tiefgaragen ausgewiesen (12. Anderung des Bebauungsplans Nr. 1).

Nr. 3: Stadtentwicklung:

Ein Grof3teil der bisherigen und geplanten Bebauungen in Téging erfolgt ohne jegliches stadte-
bauliches Konzept. Ich beantrage die Einschaltung eines unabhéngigen Stadteplaners und da-
mit auch eine Neukonzeption der Bebauung an der Kirschfeld- /Oderfeld-/HaberfeldstraRe.
Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zuriickgewiesen.

Die stadtebauliche Konzeption der 11. Anderung ist schliissig und in der Begriindung ausfihr-
lich und nachvollziehbar dargestellt. Die Konzeption der Bebauung wurde im Stadtrat mehrfach,
auch nach mehrfachen Abstimmungsterminen mit den Anwohnern, sehr ausfuhrlich beraten.

Nr. 4: Verkehrssicherheit und Parken:

Die geplante Bebauung fuhrt zu einem nicht verkraftbaren Anstieg des Verkehrsaufkommens
und einer massiven Ausweitung der Parkplatznot in den umliegenden StraRen. Auflerdem
nimmt die Larmbelastigung der Anwohner zu und es steigt die Unfallgefahr, insbesondere beim
Kindergarten Lowenzahn. Ich beantrage eine Reduzierung der Wohneinheiten und der umbau-
ten Wohnflache, damit sich die Anzahl der Bewohner erheblich verringert.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrtindet zuriickgewiesen.
Wesentliches Ziel Planung zur VerkehrserschlieBung ist es, zusatzlichen Stralenverkehr, zu-
sétzlichen oberirdischen Stellplatzbedarf und damit die Verkehrslarm- und Storwirkungen auf
die Nachbarschaft zu minimieren. Dazu wird fir die Wohnbebauung eine Tiefgarage vorgese-
hen, in der verkehrslarmmindernd ausreichend Stellplatze fur die vorgesehenen Wohneinheiten
bereitgestellt werden konnen. Die Zufahrt zur Tiefgarage erfolgt Giber die breitere, starker befah-
rene OderfeldstraBe; das von dem Zufahrtsbereich am starksten betroffene Wohngrundstiick
FI.-Nr 796/4 soll dabei durch eine Larmschutzwand abgeschirmt werden. Die bisher nur be-
helfsmafig hergestellte schmale Kirschfeldstral3e wird zur Verbesserung der ErschlieBung und
Verkehrssicherheit im Zuge der 11. Anderung verbreitert und ostseitig mit einem Geh- und
Radweg ausgebaut. Mit der Festsetzung der nachzuweisenden Stellplatze pro Wohneinheit
wird deutlich tber die Anforderungen der Garagen- und Stellplatzverordnung des Freistaats
Bayern (GaStellV) hinausgegangen Damit wird der lokalen Park- und Verkehrssituation Rech-
nung getragen und die Mehrbelastung auf verfigbaren Stellplatzen der umgebenden Verkehrs-
flachen minimiert.

Von ,nicht verkraftbaren Anstieg des Verkehrsaufkommens®, ,massiver Ausweitung der Park-
platznot” oder unzumutbarer Ldrmbelédstigung der Anwohner oder Steigen der Unfallgefahr ist
daher nicht auszugehen.

Nr. 5: Feuerwehr und Rettungseinsatze:

Die OderfeldstraRe ist insbesondere fiir die Feuerwehr eine AusfallstraBe zur Autobahn. Bereits
jetzt verhindern parkende Fahrzeuge ein problemloses Befahren. Diese Situation wird sich mit
dem zunehmenden Verkehrsaufkommen noch erheblich verscharfen. Ich beantrage eine prakti-
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kable Losung zu finden, um den Rettungsfahrzeugen und Feuerwehr eine zligige Durchfahrt zu
gewahrleisten.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zurtickgewiesen.

Gemal der Stellungnahme des Kreisbrandrates des Landratsamtes Altotting (siehe 2.8), wer-
den bei der Bebauungsplanung alle rechtlichen und gesetzesméafRigen Vorgaben eingehalten
und die Situation ist auch bisher nicht kritisch.

Nr. 6: Do bin i dahoam:

Der Wunsch vieler junger Leute ist ein eigenes Heim. Da eine Verwirklichung in Téging immer
weniger moglich ist, suchen sie ihr Glick in den Nachbargemeinden. Dieser Abwanderung ist
dringend entgegenzuwirken, um eine ausgewogene Bevolkerungs- und Altersstruktur und damit
auch das Vereinsleben zu sichern. Ich beantrage stattdessen die Schaffung von Parzellen fir
Einfamilienh&user, damit auch junge Leute in Tdging eine Bleibe finden kdnnen.
Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zuriickgewiesen.

Gerade durch die Schaffung von mehr Wohnraum, wie sie mit der 11. Anderung angestrebt
wird, wird es ,jungen Leuten® und Familien, aber auch dem zunehmenden Bevdlkerungsanteil
an Senioren ermdglicht, in Téging noch ein bezahlbares Zuhause zu finden und damit einer
Abwanderung entgegengewirkt.

Nr. 7: Nachhaltigkeit:

Die Nachhaltigkeit der Bauweise, Bodenversiegelung, die Verwendung von Regenwasser und
die Umweltvertraglichkeit gehen aus den bisherigen Unterlagen nicht ausreichend hervor. Ich
beantrage, dass die Stadt die Mdglichkeit nutzt, hier Vorgaben z.B. flr ein nachhaltiges Ener-
giekonzept, zukunftsweisende Bauweise mit natirlichen Baustoffen, Vermeidung der Verschat-
tung von Photovoltaikanlagen, Begrinung mit bienen- und insektenfreundlichen Pflanzen, etc.
zu machen.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrtindet zurtickgewiesen.

Die Berticksichtigung der Umweltbelange geht aus den Unterlagen ausreichend hervor. Es lie-
gen entsprechend auch keine Einwendungen der beteiligten Fachbehérden hierzu vor.

Im Bebauungsplan wird unter C.9 eine umweltgemaf3e Oberflachenentwésserung und zusatz-
lich die Minimierung der Bodenversiegelung durch wasserdurchlassige Gestaltung befestigter
Flachen festgesetzt. Flachdachbegriinung und die eine ortshildvertragliche Nutzung von Son-
nenenergie wird ermdglicht. Es erfolgen umfangreiche griinordnerische Festsetzungen. Zudem
sind zur Bepflanzung nur einheimische Straucher, Laub- und Obstbaume aus autochthonem
Pflanzmaterial zulassig (C.11.8, C.11.9, C.11.10). Die Bepflanzung wird damit auch bienen- und
insektenfreundlich geregelt.
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19.Anwohner der Kirschfeldstr./Oderfeldstr./HaberfeldstraRe/Wilhelm-Fulda-
StralRe, Stellungnahme vom 09.10.2022

Sehr geehrter Damen und Herren,

mit dem Stadtratsbeschluss vom 25.05.2022 sind wir nicht einverstanden und machen
nachfolgende Stellungnahmen bzw. Einwande geltend. Wir bitten Sie eindringlichst, die-
se zu bericksichtigen und den Bebauungsplan entsprechend zu andern.

Wir verweisen auf unsere bereits eingereichten Einwande vom 12.04.2021, 07.11.2021 und
26.04.2022. An diesen halten wir weiterhin fest und sie liegen diesem Schreiben bei. Auf nach-
folgende Punkte méchten wir erneut und eindringlich eingehen.

Die beabsichtigte Anderung des aktuell geltenden Bebauungsplanes fiihrt zu einer generellen,
dauerhaften und extremen Verschlechterung unserer Lebens- und Wohnqualitdt und zu einem
Wertverlust unserer Grundsticke und H&auser. Uns entstehen enorme Einschrankungen und
Nachteile durch die unverhaltnisméaRige GroRRe der geplanten Wohnanlage.

1. Vertrauensschutz

Auch wenn der urspringliche Bebauungsplan aus dem Jahr 1985 einige Jahre zurtickliegt,
wurde damals vom Stadtrat ein Vertrauenstatbestand geschaffen. Wir haben unsere Stand-
ortwahl beim Bau oder Kauf unserer Hauser im Vertrauen auf die Zuverlassigkeit der durch
das stadtische Entscheidungsgremium beschlossenen planerischen Vorgaben und Festset-
zungen getroffen.

Der Bebauungsplan aus dem Jahr 1985 sah Einfamilien- und Doppelhduser vor. Aus die-
sem Grund haben wir uns bewusst an dieser Stelle fir den Bau bzw. Kauf unserer Einfami-
lienhauser entschieden. Ware seinerzeit schon ein anderer Bebauungsplan bekannt gewe-
sen, hatten vermutlich die meisten von uns diese Wahl nicht getroffen.

Wir sehen uns jetzt einer Situation ausgesetzt, die so nicht im Ansatz zu erwarten war. Der-
artige Verhaltensweisen sind sicher nicht dazu geeignet, Vertrauen in Politik, Stadtrate und
einmal getroffene Entscheidungen wachsen zu lassen.

Wir bestehen auf unseren Vertrauensschutz.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zurtickgewiesen.
Die 11. Anderung des Bebauungsplans Nr. 1 fiihrt weder zu einer ,generellen, dauerhaften und

extremen Verschlechterung der Lebens- und Wohnqualitét“ der Nachbarn, noch zu Wertverlust
der Nachbargrundstiicke noch zu ,enormen Einschréankungen und Nachteilen® fiir die Nach-
barn. Die Planung erfolgt im Gegenteil unter besonderer Ricksichtnahme auf die Nachbarn
(vgl. Festsetzungen und Begriindung). Durch die 11. Anderung bleibt der Gebietserhaltungsan-
spruch der Nachbarn gewahrt, das Rucksichtnahmegebot wird befolgt. Die Nachbarn werden
durch die Planung nicht in ihren schutzwirdigen Interessen oder Rechten verletzt.

Gemal} Verwaltungsgerichtsurteilen haben Nachbarn aufgrund des Gebots der Ricksichtnah-
me aber nicht Anspruch darauf, dass ein innerértliches Grundstiick dauerhaft von einer héheren
Bebauung freigehalten wird (VGH Munchen 28.10.2019). Das Gebot der Ricksichtnahme dient
nicht etwa einseitig den Interessen des Nachbarn, sondern soll einen angemessenen Interes-
senausgleich zwischen Bauherrn und Nachbarn gewéhrleisten (BVerwG 25.2.1977, VGH Mun-
chen 04.03.2020). Diesem Interessenausgleich kommt die 11. Anderung durch ihre Festset-
zungen nach (vgl. Begrindung).

Die 11. Anderung erfolgt zur Deckung des Wohnraumbedarfs und um den landesplanerischen
Erfordernissen der Innenentwicklung und Nachverdichtung und des Flachensparens nachzu-
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kommen (vgl. Begriindung). Es handelt sich um einen Bebauungsplan, nicht um ein nach § 34
BauGB zu bewertendes Bauvorhaben im Innenbereich. Nicht das ,Einfiigegebot” des § 34
BauGB ist daher hier mafl3geblich, sondern der bauleitplanerische Gestaltungswille der Stadt
Toging fur den Anderungsbereich. Der Stadtrat hat sich stadtebaulich begriindet, nach ausfiihr-
lichen Beratungen und ausfuhrlichem Dialogen mit den Nachbarn und unter Beriicksichtigung
von berechtigten Anliegen der Nachbarn fur die im Anderungsbereich gewéahite Form der Be-
bauung mit Wohnanlagen entschieden. Dabei wurden zur Bertcksichtigung der jeweils angren-
zenden Bestandsbebauung und zur besseren Einbindung in das Ortsbild drei unterschiedlich
bebaubare Nutzungsbereiche ausgewiesen und weitere nachbarschitzende Einschrankungen
der Bebaubarkeit und Vorgaben festgesetzt (vgl. Begriindung).

2. Einfigegebot

Nach Aussage des Landratsamtes liegt eine Nachverdichtung bereits dann vor, wenn eine
leere innerstadtische Flache bebaut wird, also auch mit Einfamilienhdausern. Entsprechend
den Vorgaben des Landesentwicklungsprogrammes Bayern (LEP) ,sollen flachensparende
Siedlungs- und ErschlieBungsformen unter Berlicksichtigung der ortsspezifischen Gege-
benheiten angewendet werden®. Die ortsibliche Bebauung wurde im vorliegenden Fall au-
Ber Acht gelassen.

Die bisherige kleinteilige quartiersbezogene Bebauung mit Kniestock- und alteren Sied-
lungshausern wurde nicht bertcksichtigt.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrtindet zuriickgewiesen.

Es handelt sich um einen Bebauungsplan, nicht um ein nach § 34 BauGB zu bewertendes Bau-
vorhaben im Innenbereich. Nicht das ,Einfligegebot” des § 34 BauGB ist daher hier mal3geb-
lich, sondern der bauleitplanerische Gestaltungswille der Stadt Téging fur den Anderungsbe-
reich.

Die ,ortsiibliche Bebauung” wurde keineswegs auller Acht gelassen. Als ,ortslibliche Bebau-
ung“ im Stadtgebiet ist aber nicht die Nachbarbebauung mit Kniestlickhdusern anzusehen. Als
,ortsiibliche Bebauung® ist nicht isoliert oder mal3stabsbildend die unmittelbar angrenzende Be-
bauung, sondern ein groRerer Rahmen des Stadtviertels bzw. das gesamte Stadtgebiet zu be-
trachten. Sowohl im Bereich des Bebauungsplans Nr. 1 als auch im weiteren Umfeld bzw. im
Stadtgebiet bestehen bereits viele drei- bis viergeschossige Wohngebaude sowie Wohnanla-
gen-Komplexe mit vergleichbarer Dichte an Wohneinheiten, wie in der 11. Anderung vorgese-
hen. So ist z.B. die Bebauung an der OderfeldstraRe von dreigeschossigen Wohnanlagen ge-
pragt (u.a. auch 4. Anderung des Bebauungsplans Nr. 1). An der nah gelegenen Wolfgang-
Leeb-StraRe sind Wohnanlagen mit 13,75 m Wandhohe, Flachdéachern und Tiefgaragen aus-
gewiesen (12. Anderung des Bebauungsplans Nr. 1).

Der Stadtrat hat sich stadtebaulich begriindet, nach ausfiihrlichen Beratungen und ausfihrli-
chem Dialogen mit den Nachbarn und unter Berlicksichtigung von berechtigten Anliegen der
Nachbarn fiir die im Anderungsbereich gewéhlte Form der Bebauung mit Wohnanlagen ent-
schieden. Dabei wurden zur Bericksichtigung der jeweils angrenzenden Bestandsbebauung
und zur besseren Einbindung in das Ortsbild drei unterschiedlich bebaubare Nutzungsbereiche
ausgewiesen (vgl. Begriindung 9.)

Den Mitteilungen des Landratsamts zum Anderungsentwurf ist die in der Stellungnahme enthal-
tene Interpretation einer Nachverdichtung nicht zu entnehmen. Dagegen tragt gemal der Stel-
lungnahme der Regierung von Oberbayern vom 13.09.2022 die vorliegende Planung durch die
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vorgesehene innerdrtliche Nachverdichtung dem Vorrang der Innenentwicklung im Landesent-
wicklungsprogramm Bayern (LEP) 3.2 (Z) Rechnung. Durch die geplante Mischung aus Ge-
schosswohnungs- und Reihenhausbebauung leistet die Planung einen Beitrag zu einer flachen-
sparenden Siedlungsentwicklung gemaf LEP 3.1 (G). Eine lockere Bebauung mit Einfamilien-
hausern wirde dagegen keine flachensparende Bebauung darstellen und den Vorgaben der
Landesplanung nicht entsprechen.

Der bestehende Siedlungscharakter wird komplett zerstort.
Die Giebelhthe der umliegenden Kniestockh&user wird durch die Wohnblécke um mehr als
4 Meter Uberschritten. Dies stellt eine unverhaltnisméalige Bebauung dar. Wir bitten Sie,
auch auf der Ostseite zu den Einfamilienhausern der HaberfeldstralRe, die Hohe anzupas-
sen.
Auch wenn die gesetzlichen Abstandsgrenzen eingehalten werden, kann hier keinesfalls
von einem ,sich in die Umgebung einfugen® gesprochen werden. Diese Forderung haben
Birgermeister, Bauausschuss und Stadtrat im letzten Jahr bei sdmtlichen anderen Bauvor-
haben in Toging immer wieder aufgestellt. Warum wird dies bei der Bebauung des Kirsch-
feldes nicht berticksichtigt? Die Wohnblécke mit ihrer klotzartigen Grof3e gleichen Fremd-
korpern.
Es ist aus stadtebaulicher Sicht nicht nachvollziehbar, warum ein ansprechendes Wohnge-
biet mit solch massiver Bebauung zerstért werden soll.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zuriickgewiesen.

Der ,Siedlungscharakter” wird nicht allein durch die Nachbarbebauung mit Kniestlickhdusern
bestimmt. Die Nachbarbebauung stidlich der Oderfeldstral3e ist nicht als eigensténdiges ,Sied-
lungsgebiet” im Stadtgebiet mit Sonderstatus anzusehen. Es ist nicht nur isoliert oder mal3-
stabsbildend die unmittelbar angrenzende Bebauung, sondern ein gréRerer Rahmen des Stadt-
viertels bzw. das gesamte Stadtgebiet zu betrachten. Sowohl im Bereich des Bebauungsplans
Nr. 1 als auch im weiteren Umfeld bzw. im Stadtgebiet bestehen bereits viele drei- bis vierge-
schossige Wohngebaude sowie Wohnanlagen-Komplexe mit vergleichbarer Dichte an
Wohneinheiten, wie in der 11. Anderung vorgesehen. So ist z.B. die dem Anderungsbereich
unmittelbar gegeniiberliegende Bebauung an der Oderfeldstralle von dreigeschossigen Wohn-
anlagen gepragt (4. Anderung des Bebauungsplans Nr. 1). An der nah gelegenen Wolfgang-
Leeb-StraRe sind Wohnanlagen mit 13,75 m Wandhohe, Flachdachern und Tiefgaragen aus-
gewiesen (12. Anderung des Bebauungsplans Nr. 1).

Von ,Wohnblécken mit ihrer klotzartigen GréRe* oder von “Fremdkérpem® kann bei der 11. An-
derung ebenfalls nicht die Rede sein. Obwohl die urspriingliche Bebauungskonzeption wesent-
lich reduziert wurde, umfangreiche Abstimmungen der Stadt mit den Nachbarn erfolgten und
Visualisierungen der geplanten Wohnanlagen gezeigt wurden, werden von der ,Biirgerinitiative
Gegenwind* diesbeziiglich noch bis heute irrefiihrende Darstellungen verbreitet:
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,Wohnblécke von klotzartiger Gré3e” (ausgedehnte viergeschossige Wohnblécke in geschlos-
sener Bauweise; auf Plakaten und auf der Homepage der ,Blirgerinitiative Gegenwind” darge-
stellt); dies ist eine der tatsachlichen Planung widersprechende, irrefihrende Unterstellung

Architekten-Visualisierung einer tatsachlich geplanten Wohnanlage gemafR dem Anderungsent-
wurf zur 11. Anderung (groRtes Wohngebaude, Nutzungsbereich [)

3. Verschattung

Samtliche Garten und Terrassen der Haberfeldstral3e sind nach Westen ausgerichtet. Die
extreme Bebauung fiihrt an dieser Seite zu einer enormen Verschattung. Die unterschiedli-
chen Auswirkungen im Jahreslauf haben wir bereits in unserem Einwand vom 07.11.2021
dargelegt. Nachfolgend ein Beispiel am 21.12.22, 12:07 Uhr. Bei 11,5 m Bauhdhe betragt
die Schattenlange 75,22 m!

Sonnenverlauf und Verschattung am 21.12.22 zum Sonnenhdchststand

Um Verschattungen bestehender und kiinftiger PV-Anlagen zu vermeiden, ist es unumgang-
lich, ein Verschattungsgutachten erstellen zu lassen. Da die Gewinnung von Strom durch
PV-Anlagen einen wesentlichen Bestandteil unserer kinftigen Stromversorgung darstellen
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wird, ist dieser Aspekt der erneuerbaren Energien nicht von der Hand zu weisen. Bereits
kleine Verschattungen fihren zu enormen EinbuRen. Die aktuelle Situation fiihrt uns die
Folgen vernachlassigter Energiepolitik splrbar vor Augen.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrtindet zuriickgewiesen.

Die Angabe der Schattenléange in der Stellungnahme ist unzutreffend. GemaR Nachprifung
mittels der von den Stellungnehmenden verwendeten Internetseite www.sonnenverlauf.de be-
tragt bei dem genannten Beispiel (Sonnenstand am 21.12., 12:07 Uhr) bei 11,5 m Bauhothe die
Schattenlange nicht 75,22 m, sondern 12,71 m. Der Schattenwurf ist nach Norden gerichtet.

Fur die Angabe der Schattenlange wurde au3erdem nicht bertcksichtigt, dass an den Gebau-
dekanten der festgesetzten Bebauung nicht eine Gebaudehthe von 11,5 m, sondern die fest-
gesetzte Wandhthe (Dachhauthéhe) von 9,5 m anzusetzen ist. Die Firsth6he wird bei den fest-
gesetzten Walmdachern mit max. 9 Grad Dachneigung erst im mittleren Bereich der Gebau-
degrundrisse erreicht und hat bei Sonnenhéhen von mehr als 10 Grad keine Auswirkungen auf
den Schattenwurf des Gebaudes.

Bei dem im Schreiben der Anwohner vom 07.11.2021 gewahlten Beispiel (Sonnenstand am
21.03, um 14 Uhr bzw. um 16 Uhr) ergibt sich gemaf der von den Stellungnehmenden verwen-
deten Internetseite www.sonnenverlauf.de eine Schattenlange von 12,49 m bzw. von 23,07 m
(Sonnenhohe 22.38 Grad). Der Schattenwurf ist nach Nordosten bzw. nach Ostnordost gerich-
tet.

Das bedeutet bei den im Bebauungsplan festgesetzten Gebaudeabstanden zur Grundsticks-
grenze, dass um 14 Uhr die dstlichen Nachbargrundstiicke noch nicht verschattet werden. Um
16 Uhr erfolgt eine Verschattung der Nachbargéarten. Die nicht am Boden, sondern wesentlich
hoher auf den Dachern angebrachten PV-Anlagen der Nachbargebaude werden von dieser
Verschattung aber nicht betroffen.
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Berechnung Sonnenverlauf fiir:

Haberfeldstrale 7, 84513, Tdging am Inn, Bay

05:39:15
06:10:00
12:16:43
18:24:21
18:55:11
12h14m21s
149.032.010

37.26°
213.17°

12.49

Berechnung Sonnenverlauf fiir:

Haberfeldstrafie 7, 84513, Tdging am Inn, Bay

05:39:15
06:10:00
12:16:43
18:24:21
18:55:11
1Zh14m21s
149.035.512

22.38°
243.44°

23.07

|Set Lat/Lon| | F |Set Lat/Lon|
N 48°15'38.51" 48.26070° | Breite: 815" 48.26070°
= 42" 12.59500° | Linge: 12.59500°
33U 321500 5348073

1903+: ...
Europe/Berlin CET

Aufgrund der im Interesse der Nachbarn festgesetzten, deutlich Uber die baurechtlichen Vorga-
ben hinausgehenden Grenzabstande ergeben sich also nur geringe Verschattungswirkungen
auf die Nachbargrundstticke. Diese sind als ortsuiblich und zumutbar anzusehen.

Das Gebot der Rucksichtnahme gibt Nachbarn nicht das Recht, vor jeglicher Beeintrachtigung
der Belichtung und Bellftung ihres Grundstlicks oder der Verschlechterung der Sichtachsen
von ihrem Grundstiick aus verschont zu bleiben (BayVGH 22.6.2011, Bayerischer VGH
25.01.2013). Ebenso wenig haben Nachbarn aufgrund des Gebots der Rucksichthahme An-
spruch darauf, dass ein innergrtliches Grundstiick dauerhaft von einer hoheren Bebauung frei-
gehalten wird (VGH Munchen 28.10.2019). Das Gebot der Rucksichtnahme dient nicht etwa
einseitig den Interessen des Nachbarn, sondern soll einen angemessenen Interessenausgleich
zwischen Bauherrn und Nachbarn gewdahrleisten (BVerwG 25.2.1977, VGH Minchen
04.03.2020).

4. Verkehrsaufkommen/Sicherheit

Unseres Wissens nach wurde kein Verkehrsgutachten erstellt. Dieses ware sehr hilfreich,
um das zu erwartende Verkehrsaufkommen in samtlichen angrenzenden Stral3en beurteilen
und analysieren zu kdnnen. Daraus kénnten auch Hinweise zur Verkehrssicherheit und zur
Vermeidung von Gefahren entnommen werden.

Das betrifft u.a. auch den Bereich des Kindergartens Lowenzahn.

Es besteht die Gefahr, auf ein nicht mehr gutzumachendes Verkehrschaos zuzusteuern.

Um dies abzuklaren, bitten wir ein Verkehrsgutachten vor Baubeginn einzuholen.
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Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrindet zuriickgewiesen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zurtickgewiesen.
Wesentliches Ziel Planung zur VerkehrserschlieBung ist es, zusatzlichen StralRenverkehr, zu-
satzlichen oberirdischen Stellplatzbedarf und damit die Verkehrslarm- und Stoérwirkungen auf
die Nachbarschaft zu minimieren. Dazu wird fur die Wohnbebauung eine Tiefgarage vorgese-
hen, in der verkehrslarmmindernd ausreichend Stellplatze fir die vorgesehenen Wohneinheiten
bereitgestellt werden kénnen. Die Zufahrt zur Tiefgarage erfolgt Gber die breitere, starker befah-
rene OderfeldstraRe.

Die bisher nur behelfsméalig hergestellte schmale Kirschfeldstral3e wird zur Verbesserung der
ErschlieRung und Verkehrssicherheit im Zuge der 11. Anderung verbreitert und ostseitig mit
einem Geh- und Radweg ausgebaut.

Mit der Festsetzung der nachzuweisenden Stellplatze pro Wohneinheit wird deutlich Uber die
Anforderungen der Garagen- und Stellplatzverordnung des Freistaats Bayern (GaStellV) hin-
ausgegangen. Damit wird der lokalen Park- und Verkehrssituation Rechnung getragen und die
Mehrbelastung auf verfligbaren Stellplatzen der umgebenden Verkehrsflachen minimiert.

Von einem ,Verkehrschaos® oder von Verkehrsgefahren ist daher nicht auszugehen.

5. Feuerwehr und Rettungseinsatze

Die OderfeldstrafRe ist insbesondere fiir die Feuerwehr eine AusfallstraRe zur Autobahn. Be-
reits jetzt verhindern parkende Fahrzeuge (oft auch im Parkverbot!!) ein problemloses Be-
fahren. Diese Situation wird sich mit dem zunehmenden Verkehrsaufkommen und der Park-
platzsituation noch erheblich verscharfen.

Es ware fatal, wenn Verunfallten nicht rechtzeitig geholfen werden kénnte.

Wer Ubernimmt hier die Verantwortung

Wir beantragen eine praktikable Ldsung zu finden, um den Rettungsfahrzeugen und der
Feuerwehr eine ziigige Durchfahrt zu gewdahrleisten. Dies ware nur durch die Reduzierung
der Bebauung mdglich.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zurtickgewiesen.

Gemal der Stellungnahme des Kreisbrandrates des Landratsamtes Alt6tting (siehe 2.8), wer-
den alle rechtlichen und gesetzesmaldigen Vorgaben eingehalten und die Situation ist auch bis-
her nicht kritisch.

6. Parkplatzsituation

Die geplante Bebauung wird zu einer massiven Ausweitung der Parkplatznot in den umlie-
genden StralRen fuhren.

Bereits jetzt werden in der OderfeldstraRe Autos im Parkverbot abgestellt. In der Haberfeld-
straRe parken regelmaRig Anwohner anderer Stral3en, die in ihrer direkten Nahe keinen
Stellplatz finden.

Die Praxis zeigt, dass nicht alle Mieter immer in der Tiefgarage parken werden. Die Folge
ist, dass oberirdisch auf den Besucherparkplatzen und in den Nebenstral3en geparkt werden
wird.

Es stellt sich die Frage, welcher Bewohner bereit ist, einen Tiefgaragenstellplatz zu mieten
bzw. dann tatsachlich immer in der Tiefgarage parkt.

Wir beantragen, dass zur Stellplatzsatzung unserer Stadt keine Ausnahme vorgenommen
wird. In allen bisher beigewohnten Bauausschuss- und Stadtratssitzungen wurde hierauf
bestanden. Dabei handelte es sich auch um Wohnanlagen. Auch wenn in der Begriindung
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der 11. Anderung zum Bebauungsplan aufgefihrt wird, dass die Stellplatzsatzung fir ober-
irdische Stellplatz konzipiert wurde, andert das nichts an der Notwendigkeit der zu schaffen-
den Stellplatze auch bei Vorhandensein einer Tiefgarage. Dass die Stellplatzsatzung in
Toging fur oberirdische Stellplatze konzipiert wurde, ist fir uns nicht verstandlich. Nach un-
serer Berechnung bewirkt die Befreiung von der Stellplatzpflicht hinsichtlich der Besucher-
parkplatze, dass statt der erforderlichen 61 (154 x 40%) oberirdischen Stellplatze lediglich
13 (64 x 20%) fur Besucher erforderlich waren. Dies reicht bei weitem nicht aus.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zurlickgewiesen.
Wesentliches Ziel Planung zur VerkehrserschlieBung ist es, zusatzlichen StralRenverkehr, zu-
satzlichen oberirdischen Stellplatzbedarf und damit die Verkehrslarm- und Stdérwirkungen auf
die Nachbarschaft zu minimieren. Dazu wird fur die Wohnbebauung eine Tiefgarage vorgese-
hen, in der verkehrslarmmindernd ausreichend Stellplatze fur die vorgesehenen Wohneinheiten
bereitgestellt werden kénnen. Die Zufahrt zur Tiefgarage erfolgt Uber die breitere, starker befah-
rene Oderfeldstraliie.

Mit der Festsetzung der nachzuweisenden Stellplatze pro Wohneinheit wird deutlich Uber die
Anforderungen der Garagen- und Stellplatzverordnung des Freistaats Bayern (GaStellV) hin-
ausgegangen Damit wird der lokalen Park- und Verkehrssituation Rechnung getragen und die
Mehrbelastung auf verfigbaren Stellplatzen der umgebenden Verkehrsflachen minimiert.

7. Eigenheimwunsch

In der Begriindung zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 wird angegeben, dass das
seit 1986 festgesetzte Bebauungskonzept bisher nicht realisiert werden konnte.
Uber die Griinde kann nur spekuliert werden.
Fakt ist, dass viele Téginger Familien einen bezahlbaren Baugrund suchen, sich in unserer
Stadt jedoch dafir immer weniger bzw. keine Mdglichkeiten ergeben.
Familien mit Eigenheimwunsch gehen leer aus und deren Abwanderung aus Tdéging ist da-
mit vorprogrammiert. Dies geht zu Lasten der hiesigen Bevélkerungs- und Altersstruktur und
fuhrt moglicherweise u.a. wiederum zur Gefahrdung des Vereinslebens, da dadurch der
Nachwuchs ausbleibt.
Die Schaffung von Parzellen fur Eigenheime ist wichtig, um einen Verbleib von Familien in
Toging sicherzustellen.
Unsere Nachbargemeinden haben dies bereits erkannt und halten Familien, indem sie u.a.
Baugrundstiicke fur Einfamilienhduser zu bezahlbaren Preisen realisieren. Junge Tdginger
Familien nehmen das Angebot der Nachbargemeinden dankend an.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrindet zuriickgewiesen.

Gerade durch die Schaffung von mehr Wohnraum, wie sie mit der 11. Anderung angestrebt
wird, wird es ,jungen Leuten® und Familien, aber auch dem zunehmenden Bevélkerungsantell
an Senioren ermdglicht, in Téging noch ein bezahlbares Zuhause zu finden und damit einer
Abwanderung entgegengewirkt.

8. Bezahlbarer Wohnraum

Bisher konnte uns nicht belegt werden, wieviel und welche Art von Wohnraum tatséchlich in
Toging benotigt wird. Es bleibt daher fraglich, ob die Bebauung in diesem Ausmalf’ erforder-
lich ist.

Natdrlich gibt es die freie Wahl des Wohnortes, trotzdem sind Weichenstellungen wichtig,
dass ortsansassige Toginger Familien aufgrund der Preisentwicklung nicht von besserver-
dienenden Bevolkerungsgruppen verdréangt werden. Es ist Aufgabe der Stadt Toging stadt-
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planerische MalRnahmen gegen die sogenannte Gentrifizierung zu ergreifen. Es ware fatal,
wenn Toginger Birger das Nachsehen hatten.
Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegriindet zurtickgewiesen.

Der zunehmende Bedarf an Wohnraum in der Stadt Toging ist durch eine hohe Zahl von Bau-
anfragen sowohl bei der Stadt als auch bei den Bautragern belegt. Eine Entspannung dieser
Situation ist nicht abzusehen.

Laut amtlichen Vorausberechnungen ist fur die Stadt Toging eine Bevolkerungszunahme von
9.276 Einwohnern in 2019 auf 9.400 Einwohner bis 2039 zu erwarten. Unter Einbeziehung der -
in den amtlichen Vorausberechnungen nicht berticksichtigten - ortsspezifischen Entwicklungs-
faktoren, insbesondere der Nahe zur Anschlussstelle der BAB A 94 und der gewerblichen Ent-
wicklung in Toging, ist aber aufgrund der Erfahrungen der Stadt von einem noch starkeren Be-
volkerungszuwachs auszugehen als amtlich prognostiziert. Der Anteil an Senioren wird gemaf
amtlicher Statistik stark zunehmen und damit voraussichtlich auch zu Mehrbedarf an kleineren
Wohnungen fiihren. Der steigende Bedarf an Wohnbauflache ist fur die letzten Jahre statistisch
erfasst und lasst ebenfalls auf einen positiven Trend schlie3en. Insbesondere ist eine steigende
Anzahl bei der Errichtung neuer Mehrfamilienhauser in den Jahren 2017 bis 2019 belegt, was
ebenfalls auf einen entsprechenden Bedarf schlieBen l&sst. (Vgl. ,Statistik kommunal 2020
Stadt Téging a. Inn“ und ,Demographie-Spiegel fiir Bayern Stadt Téging a. Inn 2021%).

Gerade durch die Schaffung von mehr Wohnraum, wie sie mit der 11. Anderung angestrebt
wird, wird es ,jungen Leuten® und Familien, aber auch dem zunehmenden Bevélkerungsanteil
an Senioren ermoglicht, in Téging noch ein bezahlbares Zuhause zu finden und damit einer
Abwanderung entgegengewirkt.

9. Verhinderung eines Prazedenzfalles

Mit der Genehmigung des Bebauungsplans wird ein Prazedenzfall fir Tdging geschaffen.
Dieser ermdglicht es zukinftig jedem Investor, tberall in Téging ahnliche Bauvorhaben die-
ses Ausmalies zu realisieren. Dies sollte jeden Eigenheimbesitzer nachdenklich stimmen.
Jederzeit kann ein leerstehendes altes Siedlungshaus von einem Investor aufgekauft wer-
den. Diese groReren Grundstiicke sind pradestiniert fir eine Bebauung im vorliegenden
AusmaR. Diesen Angsten der Toginger Bevolkerung gilt es um jeden Preis entgegenzuwir-
ken.
Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrindet zuriickgewiesen.

Von einem Prazedenzfall kann bei der 11. Anderung nicht die Rede sein. Im Stadtgebiet beste-
hen bereits viele vergleichbar grof3e (drei- bis viergeschossige) Wohngebaude sowie Wohnan-
lagen-Komplexe mit vergleichbarer Dichte an Wohneinheiten. So ist z.B. die Bebauung an der
OderfeldstraRe von dreigeschossigen Wohnanlagen gepragt (u.a. 4. Anderung des Bebau-
ungsplans Nr. 1). An der nah gelegenen Wolfgang-Leeb-Stral3e sind Wohnanlagen mit 13,75 m
Wandhohe, Flachdachern und Tiefgaragen ausgewiesen (12. Anderung des Bebauungsplans
Nr. 1).

10. Berechnung der Wohneinheiten

In der Begriindung zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 werden die bisher geplan-
ten 16 Einfamilienhauser und 2 Doppelhaushalften angegeben. In der Hochrechnung wird
hier jedoch von max. 2 Wohneinheiten pro Wohngebdude ausgegangen. Daraus wirden
sich dann 36 bisher geplante Wohneinheiten ergeben. Das ist Irrefliihrung.

Da in einem Einfamilienhaus und einer Doppelhaushélfte nur je 1 Wohneinheit zur Verfu-
gung steht, kann jedoch nur von den bisher geplanten 18 Wohneinheiten ausgegangen
werden.

Diese Berechnung &ndert das Verhaltnis zur neuen Planung mit max. 82 Wohneinheiten.
Dies ist fast das funffache der urspriinglichen Bebauung. Das ist zu viel.

Wir pladieren daher fur eine lockere Mischbebauung mit Einfamilienhdusern, Doppelhaus-
hélften, Reihenhdusern oder kleinen Mehrfamilienh&usern.
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Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrindet zuriickgewiesen.

In Téging besteht nicht nur Nachfrage nach Baugrund, sondern besonders auch nach bezahlba-
rem Wohnraum. Aufgrund der demographischen Entwicklung (amtliche Bevdlkerungs-
Vorausberechnungen des Landesamts fur Statistik) ist auch mit einer Zunahme des Bedarfs an
kleineren Seniorenwohnungen zu rechnen.

Gemal der Stellungnahme der Regierung von Oberbayern vom 13.09.2022 tragt die vorliegen-
de Planung durch die vorgesehene innerdrtliche Nachverdichtung dem Vorrang der Innenent-
wicklung im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 3.2 (Z) Rechnung. In Folge der ge-
planten Mischung aus Geschosswohnungs- und Reihenhausbebauung leistet die Planung zu-
dem einen Beitrag zu einer flachensparenden Siedlungsentwicklung gemafR LEP 3.1 (G). Eine
lockere Bebauung mit Einfamilienh&usern wirde diesen gesetzlichen Vorgaben der Landespla-
nung nicht entsprechen.

Entgegen den Angaben der Stellungnahme sieht die bisher rechtsgliltige 2. Anderung des Be-
bauungsplans Nr.1 zwei Wohneinheiten auch in den Kniestockhausern vor, wie es auch in der
Begriindung zur 2. Anderung erlautert und bilanziert wird.

11. Hinzuziehung eines unabhangigen Stadteplaners

Beim Anliegertreffen am 27.04.2021 wurde uns von Herrn Blrgermeister Dr. Windhorst die
Einschaltung eines unabhangigen Stadteplaners versprochen. Dies ist bis heute trotz mehr-
facher Bitten unsererseits nicht geschehen.
In diesem Punkt fihlen wir uns als Wéahler und Tdginger Burger betrogen.
Wir fordern unseren Birgermeister nochmals eindringlich auf, zu seinem Wort vom
27.04.2021 zu stehen und den alternativen Entwurf eines unabhangigen Stadteplaners ein-
zuholen.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrindet zurlickgewiesen.

Das nun beauftragte Planungsbiro wurde von der Stadt, nicht von den Grund- bzw. Bauherrren
eingeschaltet. Das beauftragte Buro plant in enger Abstimmung mit der Stadt und setzt die Be-
schlisse des Stadtrats um. Der Planer hat einen wesentlich verbesserten und auf die Anliegen
der Nachbarn weitreichend eingehenden alternativen Entwurf erarbeitet, der vom Stadtrat gebil-
ligt wird.

Wir bitten Bilrgermeister und Stadtrat nochmals, lhrer Verantwortung fir alle Téginger Burger
gerecht zu werden und eine Bebauung in solchem Ausmaf mit all den sich nach sich ziehen-
den negativen Einflissen zu verhindern. Dadurch hat die Stadt Téging die Mdglichkeit, Proble-
me und Fehlentwicklungen abzuwenden und eine gesunde Struktur unserer Stadt in all ihren
Facetten zu erhalten.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und als unbegrindet zurickgewiesen.

Gerade weil der Stadtrat seiner Verantwortung fur alle Toginger Blrger gerecht werden muss
und nicht nur einseitigen Anliegen der Anwohner der Kirschfeld-
str./Oderfeldstr./Haberfeldstrale/Wilhelm-Fulda-StraRe, wurde die Planung nach ausfihrlichen
Beratungen und unter ausfthrlicher Abwagung der Stellungnahmen der Nachbarschaft in der
vorliegenden Form beschlossen.
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Von einer erneuten Beteiligung kann abgesehen werden, da der Entwurf nach Auslegung nur in
Punkten geandert worden ist, zu denen die betroffenen Birger sowie die Trager 6ffentlicher
Belange zuvor Gelegenheit zur Stellungnahmen hatten und die entweder auf ausdricklichen
Vorschlag beruhen, auch Dritte nicht abwagungsrelevant berthren, oder nur eine Klarstellung
von im ausgelegten Entwurf bereits enthaltenen Festsetzungen bedeuten.

Erster Burgermeister Dr. Windhorst verliest sdmtliche Stellungnahmen und die Abwagungsvor-
schlage hierzu im Wortlaut. Zusatzlich werden zwei Stellungnahmen von Burgern verlesen, wel-
che den Bebauungsplan positiv sehen.

StR Grunfelder kritisiert, dass das Bauvorhaben zu massiv ist und nicht in die Umgebung passt.
Weiter schlagt er vor, ob nicht Zisternen zur Niederschlagswasserverwendung vorgesehen wer-
den kénnten. Die Bauherren Herr Palm und Herr Schiller geben an, dass dies denkbar ist.

StR Neuberger ist fur ein Halteverbot an der neu errichtenden Kirschfeldstrale um eine Feuer-
wehrzufahrt gewahrleisten zu kénnen. Erster Birgermeister Dr. Windhorst erklart, dass sich
dies bei einer zuklnftigen Verkehrsschau angesehen wird, wenn hier Probleme bekannt wer-
den. Sollte es notwendig sein, wird ein Parkverbot angeordnet.

Der Bauausschuss empfiehlt dem Stadtrat mit 9:1 Stimmen, den Abw&gungsvorschlag
der Verwaltung zu billigen und die 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 fiir das Ge-
biet WeichselstralRe — Bundesbahn — Wolfgang-Leeb-Strale mit Begrindung in der Fas-
sung vom 28.11.2022 als Satzung zu beschlielRen.

Der Bauausschuss empfiehlt dem Stadtrat mit 9:1 Stimmen, auf eine erneute Auslegung
und Beteiligung zu verzichten.

Seite 32



SITZUNG DES BAUAUSSCHUSSES
DER STADT TOGING A. INN AM 07.12.2022

Alle 10 Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemalf eingeladen.
Beschluss Nr.:2 - Der Tagesordnungspunkt war 6ffentlich.
Abstimmungsergebnis:

Beratung und Beschlussfassung zu Bauantragen
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SITZUNG DES BAUAUSSCHUSSES
DER STADT TOGING A. INN AM 07.12.2022

Alle 10 Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemalf eingeladen.
Beschluss Nr.:2.1 - Der Tagesordnungspunkt war offentlich.
Abstimmungsergebnis: Ja 10 Nein 0 Anwesend waren: 10

Erneuerung Dachkonstruktion, Errichtung einer Uberdachung, eines Pools und eines
Nebengebaudes an der AuenstralRe 10 (BV-Nr. 2022/0047)

Auf dem Grundstiick FI.-Nr. 1244/9 der Gemarkung Toging a. Inn, Auenstrafl3e 10 soll der west-
liche Teil des bestehenden Wohnhauses teilerneuert werden, die Dachkonstruktion des Lager-
raumes erneuert werden, sowie eine Terrasseniiberdachung, ein Pool und ein Nebengebaude
errichtet werden.

Das Bauvorhaben befindet sich im Auf3enbereich und liegt teilweise im Geltungsbereich der
Aulienbereichssatzung der Stadt Toéging a. Inn flr den Ortsteil ,Auenstralie”.

Auf der nordlichen Seite des bestehenden Wohngebaudes soll eine Terrasseniberdachung
errichtet werden.

Nordwestlich des bestehenden Wohngebaudes soll das Geb&dude abgerissen und durch ein
neues Nebengebaude ersetzt werden.

Nordostlich des bestehenden Wohngebaudes soll das Gebaude abgerissen werden. Hier ist die
Errichtung einer Poolanlage geplant.

Sowohl die geplante Terrassenlberdachung als auch das Nebengebéude und die Poolanlage
liegen nicht mehr im Geltungsbereich der Auf3enbereichsatzung.

Die geplante Teilerneuerung westlich des bestehenden Wohnhauses als auch die Erneuerung
der Dachkonstruktion des Lagerraumes sidlich hiervon liegt im Geltungsbereich der Aul3enbe-
reichssatzung.

Keines der geplanten Bauvorhaben stellt ein privilegiertes Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB
dar. Es handelt sich somit um sonstige Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB.

Nach 8§ 35 Abs. 2 BauGB konnen im Einzelfall sonstige Vorhaben zugelassen werden, wenn
ihre Ausfiihrung oder Benutzung 6ffentliche Belange nicht beeintrachtigt und die ErschlieRung
gesichert ist.

Eine Beeintrachtigung o6ffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben den
Darstellungen des Flachennutzungsplanes widersprechen (8 35 Abs. 3 Nr. 1 BauGB).

Der Flachennutzungsplan stellt auf dem Grundstiick Auenstra3e 10 eine Flache fir Wald bzw.
Landwirtschaft dar. Somit widerspricht das Bauvorhaben den Darstellungen des Flachennut-
zungsplanes und beeintrachtigt die 6ffentlichen Belange.

Nach § 2 Satz 2 der AuRBenbereichssatzung kann der Errichtung, Anderung und Nutzungsande-
rung von Wohnzwecken dienenden Vorhaben nicht entgegengehalten werden, dass sie den
Darstellungen des Flachennutzungsplanes uber Flachen fur die Landwirtschaft oder Wald wi-
dersprechen oder die Entstehung und Verfestigung einer Splittersiedlung befurchten lassen.
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Andere offentliche Belange des § 35 Abs. 3 BauGB sind nicht beeintrachtigt und die Erschlie-
Bung ist gesichert.

Somit kann die geplante Teilerneuerung westlich des bestehenden Wohnhauses als auch die
Erneuerung der Dachkonstruktion des Lagerraumes zugelassen werden. Beide Vorhaben lie-
gen im Geltungsbereich der AuRenbereichssatzung.

Das Nebengebaude und die Poolanlage liegen auRerhalb des Geltungsbereiches der Aul3enbe-
reichssatzung. Aus diesem Grund beeintrachtigen diese Bauvorhaben weiterhin die 6ffentlichen
Belange und kdénnen somit nicht zugelassen werden.

Bei der Terrasseniberdachung handelt es sich um ein beglnstigendes Vorhaben nach § 35
Abs. 4 Nr. 5 Buchstabe b) BauGB.

Nach 8 35 Abs. 4 BauGB kann den nachfolgend bezeichneten sonstigen Vorhaben im Sinne
des Absatzes 2 nicht entgegengehalten werden, dass sie Darstellungen des Flachennutzungs-
plans oder eines Landschaftsplans widersprechen, (...) soweit sie im Ubrigen auenbereichs-
vertraglich im Sinne des Absatzes 3 sind.

Dem geplanten Neubau einer Terrassenuberdachung widerspricht, auRer der Darstellung des
Flachennutzungsplanes, keine andere Festsetzung des Absatzes 3.

Nach § 35 Abs. 4 Nr. 5 Buchstabe b) BauGB ist die Erweiterung eines Wohngebaudes auf bis
zu hochstens zwei Wohnungen im Verhaltnis zum vorhandenen Gebaude und unter Beriick-
sichtigung der Wohnbediirfnisse angemessen.

Das bestehende Wohnhaus weil3t eine Grundflache von 179,74 m2 auf. Die geplante Terras-
sentberdachung betragt 41,40 m2. Das Wohnhaus erweitert sich um ca. ein Viertel der Grund-
flache. Somit ist der Neubau der Terrassentberdachung im Verhaltnis zum bestehenden
Wohnhaus angemessen.

In der AuenstralRe 10 sind derzeit drei Personen wohnhaft. Auch in Bezug auf die Wohnbeduirf-
nisse ist die geplante Terrassenliberdachung angemessen.

Aus diesem Grund ist die Errichtung einer Terrassentberdachung, obwohl diese nicht im Gel-
tungsbereich der AuBenbereichssatzung liegt, zulassig.

Das Grundstick ist an die stadtische Wasserversorgung und Kanalisation angeschlossen.

Niederschlagswasser dirfen nicht in die stadtische Kanalisation eingeleitet werden; diese sind
auf dem eigenen Grundstiick zu versickern.

Der Bauausschuss nimmt den Bauantrag zur Kenntnis und erteilt zur Teilerneuerung
westlich des Wohngebaudes, der Erneuerung der Dachkonstruktion des Lagerraumes
und dem Neubau einer Terrassenlberdachung das gemeindliche Einvernehmen ein-
stimmig.

Der Bauausschuss nimmt den Bauantrag zur Kenntnis und verweigert zur Errichtung des
Nebengebaudes und der Poolanlage das gemeindliche Einvernehmen einstimmig.
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SITZUNG DES BAUAUSSCHUSSES
DER STADT TOGING A. INN AM 07.12.2022

Alle 10 Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemalf eingeladen.
Beschluss Nr.:2.2 - Der Tagesordnungspunkt war offentlich.
Abstimmungsergebnis: Ja 10 Nein 0 Anwesend waren: 10

Errichtung einer Werbeanlage an der Winhdéringer Strafl3e 23 (BV-Nr. 2022/0049)

Auf dem Grundstiick FI.-Nr. 1965/62 der Gemarkung Téging a. Inn, Winhoringer StralRe 23 soll
eine Werbeanlage errichtet werden.

Werbeanlagen in Auslagen oder an Schaufenstern, im Ubrigen mit einer Ansichtsflache bis zu 1
mz2 sind gem. Art. 57 Abs. 1 Nr. 12 Buchstabe a) BayBO verfahrensfrei. Die geplante Werbean-
lage Uberschreitet dies, mit einer Grol3e von ca. 16 m2. Aus diesem Grund ist ein Antrag auf
Baugenehmigung notwendig.

Das Grundstiick befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 34, |. Bauabschnitt
,Gewerbegebiet Ost* und stimmt mit dessen Festsetzungen nicht Gberein.

Das geplante Bauvorhaben soll aul3erhalb der tberbaubaren Grundstiicksgrenzen errichtet
werden. Aus diesem Grund ist zusatzlich eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes notwendig.

Der Planer begriindet die beantragte Befreiung wie folgt:

,Die Werbeanlage ist zweifelsfrei aulerhalb der Baugrenze geplant. Da bereits der Penny-Pylon
auRRerhalb der Baugrenze errichtet wurde sollte hinsichtlich des Gleichstellungsprinzips auch fur
unsere Werbeanlage eine Befreiung von dieser Festsetzung erteilt werden kénnen.

Es handelt sich bei unserem Bauvorhaben nur um eine Werbeanlage mit sehr schlankem Bau-
mafd und nicht um ein Gebaude, fir die die Baugrenzen offensichtlich festgelegt wurden. Fur
die geplante Anlage ist folglich auch keine ErschlieBung bzw. Anschlisse, wie Strom, Wasser
etc., notwendig.

Durch diese Befreiung fur unsere geplante Werbeanlage wirden die Grundziige der Planung
nicht berihrt, das Wohl der Allgemeinheit nicht gefahrdet werden und zudem durfte die Befrei-
ung auch stadtebaulich vertretbar sein. Aus diesem Grund beantragen wir hiermit eine Befrei-
ung von den Festsetzungen des B-Planes.*

Der notwendigen Befreiung kann das gemeindliche Einvernehmen erteilt werden, da die Grund-
zuige der Planung nicht beeintrachtigt werden, die Abweichung stadtebaulich vertretbar und
auch unter Wiirdigung nachbarlicher Interessen mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar ist.

Das Grundstick ist an die stadtische Wasserversorgung und Kanalisation angeschlossen. Nie-
derschlagswasser dirfen nicht in die stadtische Kanalisation eingeleitet werden; diese sind auf
dem eigenen Grundstiick zu versickern.

Der Bauausschuss nimmt den Bauantrag zur Kenntnis und erteilt das gemeindliche Ein-
vernehmen einstimmig.
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SITZUNG DES BAUAUSSCHUSSES
DER STADT TOGING A. INN AM 07.12.2022

Alle 10 Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemalf eingeladen.
Beschluss Nr.:2.3 - Der Tagesordnungspunkt war offentlich.
Abstimmungsergebnis: Ja 10 Nein 0 Anwesend waren: 10

Neubau eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage an der Hans-Stettheimer-Strale 20
(BV-Nr. 2022/0050)

Auf dem Grundstiick FI.-Nr. 881/16 der Gemarkung Toging a. Inn, Hans-Stettheimer-StralRe 20
soll ein Einfamilienhaus mit Doppelgarage errichtet werden.

Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 14 ,sldlich der Ludwig-
der-Bayer-Straf3e“ und stimmt mit dessen Festsetzungen nicht Uberein.

Bei dem geplanten Bauvorhaben soll ein Walmdach errichtet werden. Der Bebauungsplan setzt
ein Satteldach fest.

Zusatzlich Uberschreitet der Balkon des Einfamilienhauses die Uberbaubaren Grundstiicksfla-
chen. Auch der Pool soll au3erhalb der tiberbaubaren Grundstiicksgrenzen errichtet werden.

Aus diesem Grund ist eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes notwendig.
Der Planer begriindet die beantragte Befreiung wie folgt:

,Die Baugrenze wird in untergeordneter Weise durch den Balkon, der gleichzeitig eine Terras-
sentberdachung darstellt, Gberschritten.

Ein Pool ist innerhalb der Baugrenzen nicht sinnvoll zu errichten.

Die Dachform wurde in der Umgebung bereits geandert.

Die Anderungen verandern nicht die Grundziige der Planung und sind angesichts des Alters
des Bebauungsplanes und der in der Umgebung bereits realisierten Abweichungen angemes-

“

sen.
Der notwendigen Befreiung kann das gemeindliche Einvernehmen erteilt werden, da die Grund-
zuige der Planung nicht beeintrachtigt werden, die Abweichung stadtebaulich vertretbar und
auch unter Wiirdigung nachbarlicher Interessen mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar ist.

Das Grundstick ist an die stadtische Wasserversorgung und Kanalisation angeschlossen.

Niederschlagswasser dirfen nicht in die stadtische Kanalisation eingeleitet werden; diese sind
auf dem eigenen Grundstiick zu versickern.

Der Bauausschuss nimmt den Bauantrag zur Kenntnis und erteilt das gemeindliche Ein-
vernehmen einstimmig.

Seite 37




SITZUNG DES BAUAUSSCHUSSES
DER STADT TOGING A. INN AM 07.12.2022

Alle 10 Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemalf eingeladen.
Beschluss Nr.:3 - Der Tagesordnungspunkt war 6ffentlich.
Abstimmungsergebnis: Ja 0 Nein 9 Anwesend waren: 9

Beratung und Beschlussfassung zu Antragen auf Vorbescheid
Errichtung von zwei Mehrfamilienhausern mit Tiefgarage und AufRenstellplatzen an der
Egerlandstralle 39 (BV-Nr. 2022/0048)

Auf dem Grundstiick FI.-Nr. 812/13 der Gemarkung Tdging a. Inn, Egerlandstraf3e 39 sollen
zwei Mehrfamilienhduser (8 bzw. 12 WE) mit einer Tiefgarage und AulRenstellplatze errichtet
werden.

Der Bauherr stellt hierzu einen Antrag auf Vorbescheid und mdchte folgende Frage geklart wis-
sen:

Ist die angedachte, gezeichnete Planung bauplanungsrechtlich zulassig?

Das Grundstiick befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1 ,Weichselstralle
— Bundesbahn — Wolfgang-Leeb-Strale” und stimmt mit dessen Festsetzungen nicht Gberein.

Auf dem Grundstiick soll das bestehende Gebaude abgebrochen werden und durch zwei Mehr-
familienhauser mit Tiefgarage und Aul3enstellplatzen ersetzt werden.
Diese sollen aul3erhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen errichtet werden.

Bei nachfolgenden Punkten weicht das geplante Bauvorhaben zuséatzlich vom Bebauungsplan
ab:

Auf dem Grundstuck ist ein Erdgeschoss und ein Vollgeschoss zulassig.

Das nordliche Gebaude ist mit einem Erdgeschoss, Obergeschoss und Dachgeschoss geplant.
Wobei es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt. Somit stimmt es mit dem
Bebauungsplan in dem Punkt Gberein.

Das sudliche Mehrfamilienhaus soll allerdings aus drei Vollgeschossen bestehen. Geplant ist
ein Erdgeschoss, Obergeschoss und 2. Obergeschoss. Somit widerspricht das siudliche Mehr-
familienhaus in dem Punkt dem Bebauungsplan.

Die maximal zulassige Traufhohe betragt 6,50 m.
Das nordliche Gebaude soll mit einer Traufhohe von 7,00 m und das stidliche mit 9,00 m errich-
tet werden.

Aus diesem Grund ist eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes notwendig.

Der Planer hat als Vergleich die Bebauung der Nachbargrundstiicke Sudetenstraf3e 2 und Me-
mellandstraf3e 1 herangezogen. Hier sind jeweils drei Vollgeschosse errichtet. Der Bebauungs-
plan setzt hier aber, im Gegensatz zum hier mafigebenden Baugrundstiick, bereits drei Vollge-
schosse fest.

Die zum Vergleich herangezogenen Baugrundstiicke entsprechen also den Festsetzungen des
Bebauungsplanes und kdénnen aus diesem Grund nicht zum Vergleich fur die Befreiung heran-
gezogen werden.
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Der notwendigen Befreiung kann das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt werden, da die
Grundziige der Planung beeintrachtigt werden, die Abweichung stadtebaulich nicht vertretbar
und auch unter Wirdigung nachbarlicher Interessen mit den 6ffentlichen Belangen nicht verein-
bar ist.

Durch die Bebauung des siidlichen Gebaudes mit drei Vollgeschossen, entgegen der Festset-
zung im Bebauungsplan von zwei Vollgeschossen, sowie durch die Bebauung auf3erhalb der
Baugrenzen sind die Grundziige der Planung beeintrachtigt.

Gem. 8§ 2 Abs. 1 Stellplatzsatzung i. V. m. Anlage 1 zu 8§ 2 Abs. 1 Stellplatzsatzung missen bei
Mehrfamilienhduser je Wohnung 2 Stellplatze nachgewiesen werden. Davon sind 40 % anteilig
fur Besucher. Nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Stellplatzsatzung sind die Stellplatze fiir Besucher nach
Maoglichkeit oberirdisch herzustellen.

Bei 20 Wohnungen mussen 40 Stellplatze vorhanden sein. Davon 16 fiir Besucher.

Laut Eingabeplan werden 24 Stellplatze in der Tiefgarage errichtet. Oberirdisch sind 12 geplant.
In Summe sind das 36 Stellplatze und somit 4 Stellpléatze zu wenig.

Das Grundstiick ist an die stadtische Wasserversorgung und Kanalisation angeschlossen.

Niederschlagswasser dirfen nicht in die stadtische Kanalisation eingeleitet werden; diese sind
auf dem eigenen Grundstiick zu versickern.

Der Bauausschuss nimmt den Antrag auf Vorbescheid zur Kenntnis und verweigert das
gemeindliche Einvernehmen einstimmig.
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SITZUNG DES BAUAUSSCHUSSES
DER STADT TOGING A. INN AM 07.12.2022

Alle 10 Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemalf eingeladen.

Beschluss Nr.:4 - Der Tagesordnungspunkt war ¢ffentlich.
Abstimmungsergebnis: Ja - Nein - Anwesend waren: 9

Nachtrage (entfallt)

Dieser Tagesordnungspunkt entfallt.
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SITZUNG DES BAUAUSSCHUSSES
DER STADT TOGING A. INN AM 07.12.2022

Alle 10 Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemalf eingeladen.
Beschluss Nr.:5 - Der Tagesordnungspunkt war 6ffentlich.
Abstimmungsergebnis: Ja - Nein - Anwesend waren: 9

Winsche, Anregungen und Informationen (6ffentlich, entfallt)

Dieser Tagesordnungspunkt entfallt.
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Toging a. Inn, 28.02.23

Vorsitzender: SchriftfUhrer

Dr. Tobias Windhorst Stefan Hackenberg
Erster Birgermeister
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